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loren hat. Nur der Primarius der
Semmelweis-Klinik Dr. Rockenscha ub
gibt in der SP-Presse Stellungnahmen
über den Vorteil der Fristenlösung ab.
Die SP-Frauen, die bisher Träger des
Bemühens um die Fristenlösung waren,

letzten Jahrzehnten in Europa eine
Bewegung gegeben, die mit der portu­
giesischen auch nur annähernd ver-

gleichbar ist. ),-1\
Seite 3 Lj'/

Portug~I-Solidarität

in Osterreich

möglich noch zurückhaltender gewor­
den als bisher, sei es, daß man eine
Auseinandersetzung mit der "Aktion
Leben" aufgrund der Ergebnisse der
Nationalratswahlen und verschiedener
Meinungsumfragen nicht mehr für
notwendig hält, sei eS,daß man an
der Fristenlösung das Interesse ver-

Erstmals seit langer Zeit ist es bei
internationalistischen Kampagnen
möglich, Solidarität mit einem akti­
ven' offensiven, revolutionären Pro­
zeß zu üben. Niemals hat es in den

das reaktionäreI

,Nolksbegehren"
I

Der Termin für das Volksbegehren
"zum Schutz des ungeborenen Lebens"
ist mit 24.11. bis 1. 12.1975 fixiert.
Und seit wenigen Tagen wird von den
Plakatwänden zur Unterschriftleistung
aufgefordert. Ein "seeliglächelnder"
Embroy läßt alle wissen "Ich will

leben - Schützt mich und meine
Mutter vor der Fristenlösung", durch
die Unterschrift für das Volksbegehren.

Die Antwort der SPÖ auf die neuen
Attacken könnte man bis jetzt mit
"nicht einmal ignorieren" beschrei ­
ben. In der Löwelstraße ist man wo-

Die Gegner der Fristenlösung haben
vor der Wahl eine Reihe von sicht­
baren Kampfrnaßnahmen gesetzt und
es war zu erwarten, daß di e "Aktion
Leben" sofort nach der Wahl noch
besser vorbereitet vorgehen wird. Bis
vor kurzem hatte sich die "Aktion
Leben", entgegen der von ihr ange­
drohten Großkampfaktionen, nur zu
ein paar Aggressionen und Verleum­
dungen anläßlich einer Pressekonfe­
renz und zu bischöflichen Fäuste­
schütteln aufraffen können. Die Akti­
visten schienen zurückhaltender ge­
worden zu sein, weswegen sie aufge­
rufen wurden, sich nicht zu scheuen
"die Hände im politischen Geschehen
schmutzig zu machen". Fast schienen
die bisherigen Geldgeber nun an der
Frage auch weniger interessiert und
die neue Führung der ÖVP wegen des
Wahlausganges nicht mehr so spendier­
freudig zu sein.
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Gegen das reaktionäre "Volksbegehren"

Sozialdemokratie
und Abtreibungsfrage

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
••• man muß diese versteinerten Ver­
hältnisse dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene Me­
10die vorsingt !

KARL MARX *

OFFENS IV, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
selbs t verändem.

LINKS, weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins Be­
wußtsein rufen, Probleme
verallgemeinern, die die
Überlebtheit, ja Lebensge­
fährlichkeit des Kapitalis­
mus offenlegen - bei uns
in Österreich und in der
Welt. Links, weil wir die
Sackgassen in der Entwick­
lung der sogenannten sozia­
listischen Länder auch als
solche kennzeichnen.

off e ns i v link s - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Bewe­
gungen für den Sozialismus.

ERSCHEINUNGSORT: WIEN
VERLAGS POSTAMT/1040 WIEN

"offensiv links"

Eigentümer, Herausgeber, Verleger
und Vervielfältiger :FÖJ-Bewegung
für Sozialismus, für den Inhalt ver­
antwortlich :Alfred Prandl, alle 1040
Wien, Belvederegasse 10~

Redaktion: 1090 Wien, Porzellan­
gasse 33a, Tel. :34-67-145
Vertrieb: 1040 Wien, Belvedereg.10
Tel. :65-19-52

Namentlich gekennzeichnete Artikel
mtissen nicht die Meinung der Redak­
tion wiedergeben.

Einzelpreis: S 5, -
Abonnement: S 50, - jährlich

Kontonummer:
223-102-976, Länderbank Wien

2

haben sich das demutsvolle Motto
"Helfen statt Strafen" gegeben. Sie
verzichten einerseits auf einen Kampf
gegen die "Aktion Leben" und ande­
rerseits auf eine echte Durchsetzung
der Fristenlösung, die durch die bis­
herige schlechte Praxis weitgehend
unverwirklicht blieb. Von weiterge­
henden Forderungen kann überhaupt
nicht gesprochen werden.

Die meisten Familienberatungsstellen
und ähnliche Institutionen sind in
Händen der Kirche und ihrer Organi­
sationen' die immer wieder stolz
verkünden, wieviel Abtreibungen sie
durch "ihre Beratung" verhindern
konnten. Die Vertreter der österrei­
chischen Kirche zeigen sich allen
Problemen aufgeschlossen und treten
seit neuestem, im Gegensatz zum
Papst, fUr Aufklärung und Verhütungs­
mittel ein.

Die Ärzte halten sich zum Größten­
teil im eigenen Interesse, aufgrund

Wir wollen in diesem Beitrag darstel­
len, inwieweit die Haltung einer so­
zialdemokratischen Partei zum Ab­
treibungsverbot ein Gradmesser dafür
ist, wie groß der Einfluß der bürger­
lichen Moral und Sitte auf die Partei
ist, in welchem Ausmaß die Führung
der Partei mit der bestehenden kapi­
talistischen Gesellschaftsordnung ver­
flochten ist. Diese Überlegung ist
sicher richtig, aber sie genügt nicht
um die Fntwicklung innerhalb der
SPÖ zu erklären, insbesondere wäh­
rend der letzten Jahre.

Die geschilderte Überlegung genügt,
um zu erklären, warum es im Li n ­
zer Pro g r a m m der S PÖ (1926)
noch hieß:

"Die Unterbrechung der Schwanger­
schaft ist nicht durch Strafdrohungen,
sondern durch Beratung und soziale
Fürsorge zu bekämpfen. Zunächst ist
die Unterbrechung der Schwanger­
schaft für straffrei zu erklären, wenn

der allgemeinen Einstellung zu dieser
Frage und im Namen der "schützens­
werten " bUrgerlichen Moral an den
Standpunkt der "Aktion Leben" und
an ihren "hypokratischen Eid". Ein
Abgehen von diesem Standpunkt las­
sen sie sich teuer bezahlen.

All dies erscheint der SPÖ erträglich
und nicht mehr zu ändern notwendig,
als ob sie einen Sieg errungen hätte.
Dabei wird schon zum Angriff ge­
blasen in der Frage der Familien­
rechtsreform, was auf demselben
Gebiet und auf der gleichen Ebene
liegt.

Gerade weil bisher nicht alle, die
z. B. den § 144 abgelehnt haben,
offensiv und geschlossen aufgetreten
sind um ihren Forderungen Nach­
druck zu verleihen, gerade deshalb

glaubt der reaktionäre Klüngel er
könne alle die nicht seiner Meinung
sind als Verbrecher hinstellen.

Dagegen sollte etwas getan werden.*

sie von einem Arzt in einer öffent­
lichen Heilanstalt auf Antrag der
Schwangeren vorgenommen wird; die
öffentlichen Heilanstalten sind ver­
pflichtet, diese Operation auf Antrag
der Schwangeren vorzunehmen, wenn
die zuständigen Ärzte feststellen, daß
die Geburt die Gesundheit der Schwan­
geren gefährden wUrde oder, daß die
Geburt eines lebensuntüchtigen Kin­
des zu erwarten wäre oder wenn die
öffentliche Fürsorge feststellt, daß
die Geburt des Kindes die wirtschaft­
liehe Existenz der Schwangeren, ihr
berufliches Fortkommen oder die Er­
ziehung ihrer bereits lebenden Kin­
der gefährden würde. Die Operation
ist unentgeltlich vorzunehmen. " (1)

Während das Aktionsprogramm
der S P Ö von 1947 schon viel vager
form uliert :

"Die Sozialistische Partei sieht in der

LX>
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Portugal-Solidarität in Österreich

Entsprechend diesem Stellenwert war
das Interesse vergleichsweise mit an­
deren linken Veranstaltungen sehr
breit, obwohl die Portugal-Solidari­
tätsarbeit in Österreich erst am An­
fang steht.

Wien 28.10 .••.............• 600
Graz 29.10 •.•.........•.... 270
Salzburg30.10.••.•....•.... 250
Innsbruck 31.10. • •.......... 120
Wien3.11 170
Wien 4.11. • ••....•.••.•...• 230
Klagenfurt 6.11. • •.........• 130

(Veranstalter: Cine-Club,
Klagenfurt)

223-102-976/01

K.L. *

Spendenkonto :

Länderbank Wien:

Kennwort:

" Portugal-Spanien­

Solidari tät"

Spendet
für
Portugal !

An allen Veranstaltungsorten wurden
Portugal-Kommitees gegründet, die
weiterhin initiativ in der Solidari­

tätsarbeit sein wollen. Die portugie­
sische Revolution wird wegen ihrer
Bedeutung mehr und mehr der Blick­
punkt der Linken Europas. Gerade
wegen ihrer möglichen Ausstrahlung
unternimmt der Imperialismus alle
Anstrengungen, um sie, und seien es
chilenische Methoden, zu zerstören.
Die österreichische Linke sollte be­
greifen, daß Solidarität erst dann,
wenn ein faschistischer Putsch Erfolg
gehabt hat, relativ wenig nützt.
Heute muß die größtmögliche Soli­
darität mit der portugiesischen Revo­
1ution erreicht werden!

Besonders positiv war die gute, weil
auf inhaltlicher Übereinstimm ung
basierende Zusammenarbeit mit der
ISP (Initiative für sozialistische Poli­
tik)' der DSU (Demokratische Stu­
denten Union) Graz, dem VSStÖ
(Verband Sozialistischer Studenten)
Salzburg und dem ZBS (Zentrum
basisdemokratischer Sozialisten) Inns­
bruck. Hier wurden in positiver Art
verschiedene Organisationsnamen
einem gemeinsamen Ziel untergeord­
net, was für Österreich fast einmalig
ist.

TeilnehmerVeranstaltungen

Der Film "Viva portugal" dokumen­
tierte eindrucksvoll die Lernprozesse
und Initiativen der Arbeiter, Ange­
stellten, Bauern und Soldaten in Por­
tugal. Genosse Leandro da Silva von
der MES versuchte als Vertreter der
revolutionären Einheitsfront die Hin­
tergründe der jüngsten Entwicklungen
darzulegen (sein Referat wird in
"Poder Popular" Nr. 2 abgedruckt,
die im Dezember erscheint). Leider
wurden fast überall die Diskussionen
nur mehr zur organisationsspezifischen
Abgrenzung benutzt, was einmal
mehr ein fragwürdiges Licht auf die
österreichische Linke warf.

3



Fortsetzung von Seite 2

Sozialdemokratie und Abtreibungsfrage

schrankenlosen Schwangerschaftsun­
terbrechung die schwerste Gesundheits­
gefährdung für die Frau. Es sind
öffentliche Stellen für Ehe und Le­
bensberatung einzurichten. Die Un­
terbrechung der Schwangerschaft
wird nicht durch Strafandrohung, son­
dern durch Beratung und soziale
Fürsorge bekämpft werden. " (2)

Bis dann das neue Par t e i pr 0 g r a m m
der SPÖ (1958) über die Frage des
damals in Kraft befindlichen § 144
ein fa c h sc h w ei g t und in der
Regierungserklärung, abgegeben von
Bundeskanzler Kreisky vor dem Na­
tionalrat am 27. April 1970, zwar
ein Abschnitt über die Notwendigkeit
strafgesetzlicher Bestimmungen ge­
gen Tierquälerei enthalten ist, aber
kein Wort über den § 144. (3)

Diese Entwicklung ist - wie schon
betont - mit der immer enger wer­
denden Bindung der Führung der SPÖ
an die kapitalistische Gesellschafts­
ordnung, an ihre Moral und an ihren
Geldsack erklärbar. Aber warum hat
dann diese Parteiführung trotz alle­
dem die Initiative ergriffen, um den
alten § 144 durch eine Regelung zu
ersetzen, die zwar gekennzeichnet
ist von Halbheiten, aber sicherlich
eine wesentliche Verbesserung ge-

, genüber dem alten § 144 bedeutet?
Um diesen scheinbaren Widerspruch
zu erklären, muß man neben der
Verschmelzung der SP-Führung mit
der kapitalistischen Gesellschafts­
ordnung eine ganze Reihe von ande­
ren Umständen in Betracht ziehen:

+ Es bestehen gegenwärtig andere
Möglichkeiten dem Bedürfnis der
kapitalistischen Wirtschaft nach
möglichst vielen und daher billi­
gen Arbeitskräften Rechnung zu
tragen, als vor 100 Jahren. Es hat
sich für zweckdienlicher erwiesen
Gastarbeiter und den verelendeten
Massen der EntWicklungsländer die
Rolle zuzuweisen, die einst ein
Teil der Arbeiterschaft auch in den
industrialisierten Staaten West­
europas übernehmen mußte: näm­
lich die Rolle des Arbeitskräfte­
reservoirs, weIches nur zu Zeiten
der Hochkonjunktur beschäftigt
wird, sonst aber dazu dient den
Preis der Ware Arbeitskraft zu sen­
ken. (In diesem Zusammenhang

4

ist es nicht uninteressant darauf
hinzuweisen, daß auch rein bür­
gerliche Parteien, z. B. in Frank­
reich, zu ähnlichen gesetzlichen
Regelungen die Initiative er~~f­

fen, wie in österreich die SPO.)

+ Die Führung der SPÖ ist nicht gleich­
zusetzen mit der Führung anderer
bürgerlichen Parteien z. B. Ö':,P
und FPÖ. Die Führungen von OVP

und FPÖ rekrutieren die Kernschich­
ten ihrer Wählerschaft aus der bür­
gerlichen Klasse, die SPÖ rekru­
tiert die Kernschicht ihrer Wähler­
schaft aus der Arbeiterklasse.

ÖVP und FPÖ macht es keine Schwie­
rigkeiten die Kernschichten ihrer
Wählerschaft bei der Stange zu hal­
ten, betreiben diese Parteien doch
Politik vor allem im Dienste des Ka­
pitals' die Führung der SPÖ muß
aber eine Doppelaufgabe erfüllen:

Politik im Interesse des Ka­
pi tal s treiben und gleichzeitig die
Kernschichten der Wählerschaft, die
aus ihren Klasseninteresse heraus zu
einer Politik gegen das Kapital
neigen, bei der Stange zu halten.

Um dieser Doppelaufgabe gerecht zu
werden, ist die SPÖ-Führung gezwun­
gen Interessen der Arbeiterschaft zu
vertreten, soweit sie im Rahmen des
bestehenden System realisierbar er­
scheinen. Und eine dieser Interessen,
eines dieser Bedürfnisse der Arbeiter­
schaft war zweifellos die Beseitigung
des alten § 144.

Wenn wir die beiden, nun dargeleg­
ten, Umstände in unsere ursprüngli­
ehe Überlegung miteinbeziehen,
kommen wir zu folgendem Schluß:
Es ist richtig, daß die Frage der Be­
seitigung des Abtreibungsverbotes
ein Barometer für die Integration der
SPÖ-Führung in die bürgerliche Gesell­
schaft war, aber aufgrund des Um­
standes, daß dem gegenwärtigen Ka­
pitalismus andere Arbeitskräftereser­
voirs (Gastarbeiter, Entwicklungs­
länder) zur Verfügung stehen, war
die Neuregelung der Abtreibungs-
frage für die SPÖ-Führung möglich,
ohne wesentliche objektive Interessen
dieses Systems zu verletzen. Gleich­
zeitig konnte sie - entsprechend ihrer
Doppela ufgabe - eine Forderung der
Arbeiterklasse erfüllen.

Damit haben wir erklärt, warum es
auf dem Parteitag 1970 in Villach
einer relativ kleinen Personengruppe,
die sich hauptsächlich in einem Ar­
beitskreis der Jungen Generation der
SPÖ sammelte, unterstützt von der
SP-Frauenorganisation und von
"austromarxistischen" Traditionen,
Reminiszenzen an die Zeiten Otto
Bauers, möglich war, dieses Gre­
mium gegen den versteckten und

offenen Widerstand vor allem der
Parteiführungen in den Bundesländern
(SaIcher - SPÖ-Tirol!) zu einem Be­
schluß über die Beseitigung des § 144

zu veranlassen. Damit haben wir auch
erklärt, warum die Regierung einen
Beschluß des Parteitages wirklich
durchgeführt hat. (Jeder, der die SPÖ
kennt, weiß, daß es garnicht so sel­
ten ist, daß Parteitagsbeschlüsse "ver­
gessen" oder auf die lange Bank ge­
schoben werden, wenn sie dem Par­
teivorstand nicht genehm sind.)

Aber: die SPÖ wäre ja nicht der
"Sozialpartner" des Kapitals, wenn
sie nicht auf jeden Tadel von Seiten
der Kapitalisten und der sie vertre­
tenden Parteien duckmäuserisch rea­
gieren, zurückweichen würde. Als
daher alle bürgerlichen Parteien von
ÖVP über FPÖ bis hin zur NDP und
die Kirche, teils aus wahltaktischen
Gründen, teils weil die Exponenten
der bürgerlichen Parteien noch von
Vorstellungen beherrscht werden, die
dem gegenwärtigen Kapitalismus
nicht mehr entsprechen, aber auch
weil die Möglichkeiten der Arbeits­
kräftebeschaffung durch Gastarbeiter
oder EntWicklungsländer nicht allen
Kapitalisten gleicherweise offenste­
hen, in Form der "Aktion Leben" die
Gegenoffensive starteten, zitterte die
SPÖ-Führung um das gute Einver­
ständnis der "Sozialpartner". Und
setzte der marschierenden Einheits­
front der Reaktion nur papierenen
Widerstand entgegen. Sie beschränkt
sich hauptsächlich darauf die Thema­
tik des reformierten Abtreibungspara­
graphen aus dem Wahlkampf um je­
den Preis auszuklammern, um nicht
die oft zitierten "alten Gräben auf­
zureissen". Das heißt im Klartext:
es soll keinen Klassengegensatz und
schon gar keinen Klassenkampf ge­
ben.

Auf diesem Rückzug konnte die SPÖ
Erfolge buchen. Sonnenkönig Kreisky
und Kardinal König diskutierten bei
einem Abendessen "die sich immer



Betriebsratswahlen:

Zur Diskussion gestellt
mehr zuspitzende Situation in der
Auseinandersetzung über die Fristen­
lösung" (4). Und man einigte sich:
Kreisky versprach "auf die SP-Jungen
einzuwirken, damit sie antiklerikale
Attacken unterlassen" (5), Kardinal
König seinerseits versicherte "er wer­
de alles tun um Übergri ffe von Seiten
kirchlicher Vertreter oder Leuten der
'Aktion Leben' zu vermeiden" (6).

Beide erklärten, die Frage der Fristen­
lösung aus dem Wahlkampf ausklam­
mern zu wollen. (7)

Die Wahlwerber haben sich weitge­
hend an dieses Abkommen, die
Fristenlösung aus dem Wahlkampf
auszuklammern, gehalten. Keiner

war sich sicher, ob er mit dieser
Frage gewinnen oder verlieren wird.
Die SPÖ hat nun die Nationalratswahl
gewonnen und ist beruhigt, daß dies
trotz der umstrittenen Einführung der
Fristenlösung möglich war.

F. K. ICH. G. 10. M.

( Das weitere siehe Seite 1.)

(1) Zitiert nach: Die österreichisehe
Sozialdemokratie im Spiegel ihrer
Programme, hrg. v. Ernst Winkler,
Wien 1971, S. 60 f.

(2) Ebenda, S. 74.

(3) Für ein modernes ÖSterreich, Re­

gierungserklärung abgegeben von
Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky
am 27.4.1970 vor dem National­
rat, hrsg. vom Klub sozialistischer
Abgeordneter und Bundesräte,
Wien o.J.

(4) Hans Mahr: Burgfriede Kirche -
SP, in "Kronenzeitung" v. 9.2.75

(5) Ebenda.
(6) Ebenda.

(7) Bis hierher ist der Artikel mit
dem gleichnamigen Beitrag aus
der Broschüre "Meinungen, Argu­
mente' Stellungnahmen zur Ab­
treibungsfrage '; des Komitees
"Für straffreie Abtreibung'~gleich-

lautend. *

Die Ergebnisse der Betriebsratswahlen
1975 sind bekannt. Sie haben wie be­
reits die ersten Ergebnisse zeigten,
einen beachtlichen Erfolg für die SPÖ
gebracht. In erster Linie auf Kosten
des GLB (Gewerkschaftlicher Links­
block, KP-Fraktion im ÖGB) und
auch des ÖAAB.

Wir wollen es noch einmal betonen,
Für die Linke sind diese Ergebnisse
kein Anlaß zur Freude, hat doch
auch die unabhängige Linke, wie die
Gewer kscha ftliche Einheit (GE), ihre
Positionen halten, aber nicht erweitern
können. Worauf sind nun die Wahl­
resultate zurückzuführen und welche
Bedeutung haben sie für unsere wei­
tere Arbeit?

Es ist mir nicht möglich auf diese
Frage die "einzig wahre" Antwort zu
geben, vielmehr möchte ich einige
Fragen zur Diskussion stellen, die
möglicherweise uns helfen können
Konsequenzen für unsere Gewerk­

schafts- und Betriebsarbeit zu ziehen.

Wir können und dürfen es uns nicht
so leicht machen wie die KPÖ, deren
Fraktionssekretär S t re i t e r in der
"arbeit" meint, daß im wesentlichen
die Politik des GLB richtig war und an
den Wahlniederlagen die objektive
Lage schuld sei. Es ist doch interes­
sant, daß gerade für die KPÖ immer
nur die anderen an ihrem stetigem
Abstieg schuld sind.

Wenn auch die Betriebsratswahlen
zeigen, daß der GE keine neuen

Erfolge gelungen sind, müssen bei
der Beurteilung doch einige Unter­
schiede in der Ausgangsposition be­
rücksichtigt werden. Nicht um das
Ergebnis zu "verschönern", sondern
um richtige Schlußfolgerungen zie­
hen zu können. Im Gegensatz zum
GLB hat die GE keine traditionelle
Partei als Rückendeckung und damit
auch keinen Apparat zur Verfügung,
während die KPÖ doch über eine
Tageszeitung verfügt und in der Par­
tei dutzende freigestellte Funktionäre
arbeiten. Diese materielle Überle­
genheit (immerhin hat die KPÖ für
ihre Arbeit viele Millionen zur Ver­
fügung) bedeutet zweifellos in der
Agitation und Propaganda einen gro­
ßen Vorteil gegenüber den anderen

Unken. Dies sei zum Verständnis der
Lage der GE ebenfalls angeführt,
wenn auch der stagnierende Einfluß
nicht allein darauf zurückgeführt
werden kann. Die anderen Ursachen
werde ich versuchen in meinem Bei­
trag aufzuzeigen.

Betrachten wir nun die "objektiven"
Ursachen.

ANGST UM DEN ARBEITSPLATZ

Sicher spielt die Sorge um den Ar­
beitsplatz eine bedeutende Rolle.
Doch die Frage, die wir beantworten
m lissen, ist: Weshalb wählen die Ar­
beiter gerade in einer derartigen
Situation die SP? Ist doch die SPÖ
in ÖSterreich Regierungspartei und
damit für die wirtschaftliche Ent­
wicklung in Österreich mitverantwort­
lich. Ich glaube, daß hier in erster
Linie die KPÖ Opfer ihrer eigenen
überspitzten Agitation geworden ist.
Im Gegensatz zu den konkreten Er­
fahrungen der Arbeiterschaft wurde
die SPÖ als Einpeitscher der Kapital­
interessen entlarvt und mit der ÖVP
gleichgesetzt. Leicht ist nachweis­

bar, daß die KPÖ im Kampf gegen
die SP-Politik - besonders im Wahl-

kampf - die gleichen Argumente und
oft auch dabei den gleichen Wort­
schatz wie die ÖVP verwendet. Es
stimmt zwar, daß die SP-Wirtschafts­
politik von der Prämisse ausgeht, daß
die Unternehmer "gefördert" werden
müssen, damit sie sich bereit erklären
die Wirtschaft anzukurbeln, aber im
Gegensatz zu den Wirtschaftskreisen
der ÖVP hat die SPÖ einen Abbau
der "Überbeschäftigung" nicht au f
ihre Fahnen geschrieben (übrigens
zum Unterschied vun der SPD). Da­
mit wurde jedoch eine Politik, die
die SPÖ als Verantwortlichen für die
Arbeitslosigkeit hinstellte unglaub­
würdig, überhaupt in einer Situation
die den Arbeitern zeigte, daß Öster­
reich weit besser als das übrige west­
liehe Ausland die Arbeitslosigkeit in
den Griff bekam. Schließlich ver­
langte die KPÖ zur Arbeitsplatzsiche­
rung vor allem eine Hebung der Mas­
senkaufkraft und den Ausbau des Ost­
handels, eine Politik, die zum Teil

5
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Auf Grund unserer geringen propagan­
distischen Möglichkeiten ist es uns
nicht gelungen dem Antikommunis­
mus - als Waffe der Bourgeoisie ge­
gen die gesamte Linke - wirksam
entgegenzutreten.

Schließlich muß noch festgehalten
werden. daß die KPÖ mit der Diskri­
minierung aller linken Kräfte.
die mit der Politik der KPÖ nicht
übereinstimmen, ebenfalls dem
Antikommunismus Vorschub leistet.

Betriebsratswahlen sind im Gegen­
satz zu den meisten anderen Wahlen
weit stärker durch die einzelne
Person bestimmt. Viele Unke werden
gewählt nicht we i I sie links sind,
sondern 0 b wo h I sie links sind.
Hier zeigte sich am deutlichsten un­
sere organisatorische Schwäche. Es

ist uns nicht gelungen jenen Personen­
kreis in den Betrieben zu erreichen,
der kritisch denkt und vielfach bereit
wäre die Interessen seiner Kollegen
konsequent zu vertreten.

wird das Problem nicht gelöst, wes­
halb in Zeiten in denen der Anti­
kommunismus wesentlich stärker war
als heute (Kalter Krieg, Ungarn-Er­
eignisse, 1968) die KPÖ dennoch
bessere Positionen in den Betrieben
hatte. Die KPÖ hat gerade in der
letzten Zeit versucht den "realen"
Sozialismus als Alternative anzuprei­
sen und den Arbeitern wider besseren
Wissens einzureden, daß in diesen
Staaten alles zum Besten steht. Diese
Bemühungen mußten angesichts der
in der Arbeiterschaft bekannten Zu­
stände scheitern.

Der Fall nPeter":

Der
stärkste
Kreisky,
den es je
gab?
"Kreisky, der Triumphator" - ver­
kündeten die bürgerlichen Medien
nach den Wahlen am 5. Oktober.
Nicht nur ein Mann, der an der Spit­
ze einer Bewegung steht, diese Bewe­
gung selbst schien mit ihm auf einem
neuerlichen Höhepunkt des Erfolges
angelangt zu sein. Steigt manch
einem der Erfolg zu Kopf, muß man
bei Kreisky annehmen, ihm habe er
sich, wenn schon nicht auf' s Hirn,
so doch auf das sonst doch immer so
beschauliche "Gemüt" geschlagen.
Oder ist' s Angst vor der eigenen Stär­
ke, die ihm zu den Bocksprüngen al­
penländischer Dialektik verhalf, als
ihm Wiesenthai auf die (Achilles)
Ferse trat ? Zugegeben. die Vorstel­
lung mußte Kreisky kalte Schauer
über den Rücken gejagt haben, daß er
bei einem anderen Wahlergebnis sei­
ner Partei, mitten im "kleinen"
Koalitionsfeilschen mit FPÖ-Ober­
sturmbannführer Peter und Vizekanz­
ler in spe von den Mitteilungen
Wiesenthais aufgestört worden wären.
So aber war die ursprünglich für hand-­
feste parteipolitische Zwecke gedach­
te Zeitbombe sozusagen auf freiem
Feld explodiert, höchstens morali­
schen Staub aufwirbelnd. aber nicht
ein Tausendstel der beabsichtigten
Wirkung erzielend. Kreisky aber re­
agierte wie von der Tarantel gesto­
chen. Die Wahrheit, die angeblich
jeder schon die längste Zeit wußte,
traf ihn, öffentlich gezielt ausgesfro­
chen,härter als die Schmährufe aufge­
stachelter Chauvinisten und Ehemali­
ger in Klagenfurt nach den Ortstafel­
stürmen: "Saujud" war noch das Ge­
lindeste, was er dort zu hören bekam.
Dieser sozialdemokratische Volks­
kaiser und Politopa ereiferte sich wie
ein jugendlicher Hitzkopf: das sei ge­
gen ihn persönlich gerichtet gewesen.*Hans Margulies

Unsere Gewerkschaftsarbeit müßte
daraufhin orientiert werden. den be­
reits kritische Denkenden, Impulse
zu geben sich intensiver mit Proble­
men der Arbeiterbewegung zu be­
schäftigen. Es kommt darauf an
diesen Kollegen bewußt zu machen.
weshalb zur Wahrung ihrer Interessen
die Gewerkschaftliche Einheit not­
wendig ist. Die nächste Aufgabe
scheint es daher zu sein unsere Agi­
tation und unsere Aktionen darauf
zu konzentrieren. jene Zielgruppen
zu erreichen. die heute schon an
gesellschaftspolitischen Problemen
interessiert sind und sich darauf in
erster Unie alternative Antworten
erwarten.

BEDEUTUNG SOZIALER
VERBESSERUNGEN

von der SPÖ bereits durchgeführt
wurde. (Auch 1974 gab es Reallohn­
erhöhungen und Staribacher konnte
sich mit Milliardenaufträgen aus dem
Osten rühmen.) Trotz aller berechtig­
ten Kritik an der SP gab es daher für
die Arbeiter keine Veranlassung die
KPÖ zu wählen um diese Forderungen
zu realisieren.

DIE ROLLE DES ANTIKOMMUNISMUS

Es zeigte sich, daß mit "reformisti­
schen" Forderungen - und solche
waren es! - der SPÖ keine Konkur­
renz gemacht werden kann. Schließ­
lich ist die SPÖ was "Reformismus"
anbelangt kompetenter und hat weit
eher die Möglichkeiten auf diesem
Gebiet Illusionen zu erwecken. Uns
ist es nicht gelungen aufzuzeigen
weshalb die Politik der SPÖ, die in
erster Unie den Wünschen des Kapi­
tals Rechnung trägt, eine längerfri­
stige Sicherung der Arbeitsplätze
nicht garantiert. Hier müssen wir an­
setzen und versuchen eine Politik zu
entwickeln, die es ermöglicht der
ka pitalistischen Logik, die im Be­

wußtsein breiter Teile der Arbeiter­
schaft verankert ist, wirksam entge­
genzuwirken. Daß dies nicht mit
"Wirtschaftsanleitungen ", wie der
Kapitalismus besser funktionieren
könnte, möglich ist, scheinen die
Wahlen zu beweisen.
Wir haben immer wieder darauf ver­
wiesen, daß die Politik der Sozial­
partnerschaft deshalb eine breite
Massenbasis hat, weil es der SP-Ge­
werkschaftsfraktion in den letzten
Jahren - besonders während der
Kreisky-Regierung - gelungen ist
soziale Verbesserungen zu realisieren,
die allerdings nichts am Grundcharak­
ter und Wesen des Kapitalismus ge­
ändert haben.

Die Verkürzung der Arbeitszeit. die
Verbesserung im Krankheitsfall,
Schulbuchaktion. um einiges anzu­
führen. sind mit Recht als echte Ver­
besserungen gewertet worden.

Die Bedeutung dieser sozialen Ver­
besserungen wurde ebenfalls seitens
der KPÖ und auch von vielen linken
Genossen. unterschätzt.

Auch hier ist es sicherlich richtig den
Antikommunismus als eine der Ursa­
chen anzuführen. Doch auch damit
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männlich

w0i1:>Ech

Killd~

'lliinnlich

weiblich

sclmaubte er erregt und stotterte ir­

gendwas von einer Mafia daher. Star­
ke Worte eines starken Mannes, fUr­
wahr! Wenn man dabei nicht gleich
an die sizilianischen Mitglieder der
ehrenwerten Gesellschaft, an die
Schwarze Hand, an Erpressung, Nöti­
gung, Rauschgiftschmuggel und der­
gleichen mehr dachte, konnte man
ja das Wort auch gleich mit einer
Wendung assoziieren, die in öster­
reichischen Ohren weitaus vertrauter
klingen dUrfte: jüdische (Welt)Ver­

schwörung! Aber das reichte durch-

aus nicht: Kreisky, vielleicht ein
aufmerksamer Kronen-Zeitungsleser,

fand zu "besonneren " Argumenten
zurück, deren Grundstruktur in einer
Kolumne Viktor Reimanns (Verfasser
der KZ-Serie "Juden in Österreich")
vorgegeben wurde. Reimann argumen­
tierte folgendermaßen gegen die For­
derung des Vorstands der Österreichi­
sc hen Widerstandskämpfer, Peter
solle im Interesse des Ansehens Öster­
reichs von der politischen Szene ab­
treten: Peter war bei einer SS -Einheit,
deren Aufgabe darin bestand, zu
plündern, zu foltern und zu morden.
(Die Kriegstagebücher dieser SS be­
legen dies kalt, zynisch und anschau­
lich. Die Opfer hießen Juden, Zigeu­
ner, "Banditen". Peter konnte, da­
rüber befragt, die "Objekte" seiner
freiwilligen Kampftätigkeit nicht so
titulieren. Er sprach von Partisanen­
bekämpfung und fügte vielsagend
hinzu, es könne sich jeder vorstellen,
wie hart es dabei zugegangen sei!)
Nun könne daraus zwar gefolgert
werden, führt Reimann aus, daß Pe­
ter als Angehöriger dieser Brigade an
solchen Taten beteiligt gewesen sein
muß, aber das sei reine Vermutung,
ohne erhärtende Beweise reiche das
zu einer strafrechtlichen Verfolgung
und Verurteilung nicht aus. Und nun
kommt das Glanzstück seiner Argu­
mentation: er, Reimann; sei 1943
von der Gestapo verhaftet und vor
Gericht gestellt worden. Er stand im
Verdacht, mit einer Widerstands­
gruppe in Verbindung gestanden zu
haben. Man fand aber - im Gegen­
satz zu anderen Mitgliedern der
Widerstandsgruppe - kein belasten­
des Dokument bei ihm über seine
Zugehörigkeit. Das Fallbeil sei ihm
erspart gewesen, weil sein Verteidi­
ger durch einen kühnen Vorstoß das
Gericht durch diese Tatsache zu be-
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Englands Sozialdemokraten und Konservative:

Ein Exempel
in Krisenpolitik

einflußen vermochte. Ihm sei als ver­
meintlichem Widerstandskämpfer ge­
gen das NS -Regime Gnade gewährt
(er ist nur ein paar Jahre auf bloßen
Verdacht hin eingelocht worden!) -
so müsse als vermeintlichen Mörder
und Folterknecht auch Friedrich Peter
von der moralischen Instanz der Ge­
schichte und der österreichischen
Öffentlichkeit Gerechtigkeit wider­
fahren. Denn der NS -Blutjustiz we­
gen fehlenden Indizbeweises ent­
ronnen zu sein ist zwar nicht das­
selbe, kann der Leser schlußfolgern,
aber doch das gleiche wie wegen

Nichtbeweisbarkeit einzelner kon­

kreter Tatbestände bei Angehörigkeit
zu einer SS -Mörderbrigade als Parla­
ments- und vielleicht auch Regierungs­
zierde Österreichs unangetastet zu
bleiben. Wie schaut diese Dialektik
nun bei Kreisky aus? Er führte nach
einer Ministerratssitzung in der Hof­
burg majestätisch aus: Wenn ein Ju-
de das NS-Regime überlebt habe (ge­
meint ist Wiesenthai), sozusagen
"durch den Rost gefallen" sei, könne
auch nicht die Frage gestellt werden,
wie denn das wohl möglich gewesen
sei! Wenn also Friedrich Peter beteu­
ert, er habe als Angehöriger einer
SS -Mörderbrigade seine reine Weste
bewahrt, so bestehe für ihn, Kreisky,
auch kein Anlaß daran zu zweifeln.
Es ist zwar nichtdasselbe, aber doch
das gleiche als Jude im Dritten Reich
"durch den Rost gefallen" oder eben
inmitten einer Mörderschar das rein­
ste Lamperl geblieben zu sein!
Nestroy? Herzmanovsky -Orlando ?
Kafka f Mir fällt dazu nichts, kein
Name, keine Analogie ein. Reimann
und Kreisky, das ist österreichischer
Widerstand und Opfergang: sie haben
halt beide Masen gehabt und jetzt
führen sie den ärgsten Schmäh.
Schmäh kommt bekanntlich von

Schmähung und Schmach. • • *
Z.
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BÜRGERLICHE MODELLE UND DIE
WIRTSCHAFTSPRAKTIKER

Ab Denis Healey im März 1974
Schatzkanzler wurde, ließ er ein
Hearing der 10 bekanntesten engli­
sehen Ökonomen (alle Spitzenreiter
in der berühmten Leserbriefkolumne
der TIMES) einberufen. Sie sollten
ihre Meinung zum dringendsten aller
Probleme - der Inflation - sagen.
Aber schon unmittelbar nach ihrer An­
kunft fingen sie zu stammeln an.

Der Sache war auch nicht geholfen,
als einer der Herren erläuterte, er
habe Schwierigkeiten mit seinem Mo­
dell der englischen Wirtschaft, und
- im selben Moment - nicht angeben
konnte, ob der Schatzkanzler 1 Milli­
arde Pfund der Wirtschaft entziehen
oder 1 Milliarde hineinpumpen solle.
Mr. Healey wurde ärgerlich: Er hatte
schließlich in 3 Wochen ein Budget
vorzulegen. (The Observer, 22.9.74)

So gespalten wie die akademische
Wirtschaftswissenschaft sind auch die
Politiker. Wenn sie sich auch hinten
und vorne nicht über Ursachen und
Medizin der Krise verständigen kön­
nen' in einem sind sie sich einig: Die

Löhne müssen niedergehalten werden.
Nur in den Methoden, wie man gegen
den Lebensstandard und die Positionen
der Arbeiter vorgehen soll, unterschei­
den sie sich: Die Liberalen sind für
statuarische Einkommenspolitik (Lohn­
kontrolle mit gesetzlichem Zwang),
di e Torries waren unter Heath für frei­
willige Einkommenspolitik - abge­
stützt durch gesetzliche Sanktionen,
die Labour-Regi erung tritt für den
SOZIALKONTRAKT, eine freiwillige
Lohnbeschränkung, ein.

DIE LABOUR-PARTY-LÖSUNG:
EINFRIEREN DER LÖHNE MIT HILFE
DER GEWERKSCHAFTEN

Im September/Oktober gab's wieder
einmal konzentrierte öffentliche De­
batte von Krisenstrategien der bürger­
lichen Parteien und der Gewerkschaf-

ten. Anfang September hielt der TUC
(Trades Union Congress = Dachorga­

nisation der englischen Gewerkschaf­
ten) seine jährliche Konferenz ab. Es
war eine handfeste Manifestation der
Zusammenarbeit von Labour-Regie­
rung und Gewerkschaften. Jack Jones,
Transportarbeiterchef und einst links­
extremistischer Buhmann der bürgerli­
ehen Medien, legte einen Plan vor,
wie man die Labour-Regierung im
Amt halten, die Arbeitslosigkeit zu­
mindest begrenzen und die investitio­
nen anregen könne:

• Einfrieren der Wochenlohnzuwachs­
forderungen auf 6 Pfund (bei einem
Durchschnittslohn von 40 Pfund und
260/0 Inflation kommt das einem Re­
allohnverlust gleich)

• selektive Import- und Kapitalkon­
trollen

• Schaffung eines nationalen Investi­
tionsfonds, in den die Unternehmer
nicht-investierte Gewinne einzah­
1en müssen.

Mit einer Mehrheit von 2:1 wurde
Jones' Lohnstop-Programm akzeptiert.
Gleichzeitig anerkannten die Gewerk­
schaften, die bürgerliche Propaganda,
daß die Löhne die Inflation verursa ­
ehen. Sie fanden sich auch damit ab,
daß die Arbeitslosigkeit weiter anstei­
gen und die Regierung nichts tun würde,
um die Wirtschaft in Gang zu bringen.
Die rechte TUC-Spitze und Jones,
einer der Sprecher der offiziellen La­
bour - "Linken", erklärten, daß eine
freiwillige Lohnzurückhaltung die ein­
zige Alternative sei. Sonst werde die
Arbeitslosigkeit die Wirtschaftspolitik
Englands werden und die Labour-Re­
gierung stürzen, was fürchterliche Kon
frontationen und reaktionäre Maßnah­
men auslösen würde. Vor diese dema­
gogische Wahl gestellt, kapitulierten
die meisten Gewerkschaften. Dagegen
ist es für die bürgerlichen Kommenta­
toren ganz klar, daß die Labour-Re­
gierung keine Gewissensbisse wegen
der hohen Arbeitslosigkeit von ca •
5,8% (in einigen Gebieten wie Glas-
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In einem Moment, da die herrschen­

den Kla.ssen in einer solchen ideolo­
gischen Verwirrung regierungsunfähig
sind und die Kapitalisten "auf den
Knien lit:gen" (Ken Gill, KPE) wird
aber das Versagen der Labour-party
urnso mehr sichtbar und bedrückend.

*

DIE ALTE-NEUE TORY-LÖSUNG:
MANCH~TERLIBERALISMUS

Der konservative Parteitag war ein
Ausdruck der Verunsicherung und No­
stalgie der herrschenden Klasse und
des Kleinbürgertums. Mrs. Thatcher
wollte ihren Mittel- und Oberklassen­
anhängern "Zuversicht" (Neue Zürcher
Zeitung) geben.

Die Wilson-Regierung tut sich gerade
deshalb so leicht in ihrem Bündnis mit
den ehemaligen Linken, weil die Kon­
servativen, die Tories immer weiter
nach rechts abschwimmen. Deren
Führerin propagierte auf dem Partei­
kongreß das "Recht auf Ungleichheit",
die Senkung der Steuern für die besser
Verdienenden, den Ausbau der Privi­
1egien der Besitzenden, die Kürzung
der öffentlichen Ausgaben für Sozial­
leistungen und staatliche Investitionen.
Von den Gewerkschaften wird diese
Beschwörung des Manchesterliberalis­
mus als ein offener Angriff auf den
"Nachkriegskonsens" (sozialer Wohl­
fahrtsstaat, Zusammenarbeit von
Staat und Gewerkschaften, staatliche
Garantie der Vollbeschäftigung) em­
pfunden. Wenn solche Figuren wie
die Vorsitzende der Konservativen,
Thatcher, in der herrschenden Klasse
das Sagen haben, kann sogar ein Mann
wie Edward Heath, der ehemalige
Tory-Parteichef, als "Linkskonserva ­
tiver" bezeichnet werden. Heath sieht
nämlich ein, daß man die Mit8tbeit
der Gewerkschaften braucht, um die
Löhne zu "mäßigen" und daß die Po­
litik Thatchers nur die Arbeitslosig­
keit steigern wUrde.

schlagen kann (The Economist vom
4.10.75). All!::s in allem war der
Effekt eine gewaltige Stärkung von
Wilson und ein Riß zwischen Tribune­
Linken und der Hauptströmung in den
Gewerkschafte n.

DIE NIEDERLAGE DER LABOUR­
LINKEN

gow sogar 10%) hat. Im Gegenteil, sie
setzt die Arbeitslosigkeit bewußt als
Krisenlösungsmittel ein. Schatzkanz­
ler Healey' s deflationäre Wirtschafts­
politik operiert mit zwei Händen: mit
der Linken, Jack Jones, hält sie die
Gewerkschaften am ZUgel und bremst
die Löhne, mit der Rechten, der Ar­
beitslosigkeit, diszipliniert sie die
Arbeiter. (The Guardian)

Die englischen Gewerkschaften haben
sich mit dieser Loyalität zur Wilson­
Regierung zwar das dicke Lob der bür­
gerlichen Öffentlichkeit verdient, sie
sind aber damit praktisch handlungsun­
fähig und hilflos gegenüber der an ­
wachsenden wirtschaftlichen Misere
geworden.

Die aktive ~l1e der Labour-Regierung
und der Gewerkschaften im Krisen­
Management hat einige der promi­
nenten linksreformistischen Gewerk­
schaftsführer gezwungen, offen Stel­
lung gegen linke Politik zu beziehen
und auf die Seite der Regierung über­
zugehen. Das hat den linken Flügel
der Labour-Party (die sogenannte Tri­
bune-Linke) jetzt in zwei Richtungen
zerrissen. Der Labour-Parteikongreß
Anfang Oktober setzte die Serie der
schweren Niederlage der Labour-Lin­
ken geradlinig fort: Ian Mikardo griff
die "neuen Gemäßigten ", die Gewerk­
schaften, Jack Jones und Michael Foot
(bis zu seinem Posten als Staatssekre­
tär für Beschäftigung der Führer der
Linken) an, daß sie die Armen, die
Pensionisten, die Arbeiterklasse und
den Sozialismus im Stich ließen und
die Armen unter der Labour-Regierung
ärmer würden. Daraufhin gab es einen
Tumult unter den Labour-Linken.
Foots und Jones, zwei gerissene Volks­
tribunen, machten Mikardo nach Strich
und Faden fertig. Die Linke traute sich
während des ganzen Parteitages nichts
mehr zu sagen. Sie bekam einmal
mehr die gewichtige Lektion der La­
bour-Geschichte zu spUren: daß sie
jemand wie Sir Stafford Cripps oder
Michael Foot, der in den "linken"
Traditionen der englischen Arbeiter­
bewegung aufgewachsen und in ihr
sein "Handwerk" gelernt hat, nicht
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Der Nahe Osten nach dem Sinai·Abkommen:

Die Kriegsgefahr
besteht nach wie vor

DIE RAHMENBEDINGUNGEN: DIE

PRÄSENZ DER SUPERMÄCHTE

Die Einsätze der Supermächte im
Mittelmeerraum sind seit dem Okto­
berkrieg und dem Ölembargo noch
größer geworden, als sie früher schon
waren. Die USA waren - vor allem
im Nahen Osten - schon immer die
größte unter den Großmächten. Der
Zusammenschluß der ölJXoduzieren­
den Länder zur OPEC, die Versuche
zur Koordinierung der arabischen Po­
litik und eine Reihe ähnlicher Ver­
suche zur Verbesserung der Handels­
konditionen der Länder der Dritten
Welt auf dem Weltmarkt gegenüber
den hochindustrialisierten Ländern be­
drohten die Dominanz der USA.

Die Wiederversöhnung der USA mit
Ägypten ist nun ein wesentlic her
Schritt zur Wiederherstellung der Do­
minanz der USA. Gemeinsam mit

, den anderen kapitalistischen Staaten
versucht nun Kissinger, Saudi Arabien,
Jordanien, den Iran und die Golf­
Scheichtümer auf seiner Seite zu hal­
ten. Die neue diplomatische Offensi­
ve der USA geht natürlich auf Kosten
der anderen Großmacht, der UdSSR.

Die UdSSR hat als Antwort auf diese
Politik vor allem die PLO verstärkt
unterstützt. Dies geschieht allerdings
in einem recht bescheidenen Ausmaß,
weil die Sowjetunion ihre Pflichten
im Rahmen der Entspannungsabkom­
men extensiv auslegt. Sie hat sich
hier von Kissinger klar in die Defensi­
ve drängen lassen, zumal sie die
Schwierigkeiten bei den Verhandlun­
gen um die Lieferung US -amerikani­
schen Weizens an die UdSSR nicht
noch vergrößern wollten. Deshalb
zeigte sie auch eine solch unentschlos­
sene Haltung gegenüber der Politik
der kleinen Schritte, obwohl die Sow­
jetunion im Einklang mit dem ReJXä­
sentanten des palästinensischen Vol­
kes, der PLO, die Genfer Gespräche

als Voraussetzung für eine dauerhafte
Friedensregelung sieht.
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DAS NUKLEARE WETTRÜS TEN IM
MITTELMEERRAUM

Das ständige Zurückweichen der
UdSSR bedeutet aber nicht, daß die­
se Form der Entspannungspolit ik stän­
dig weitergehen wird. Beide Super­
mächte sind im östlichen Mittelmeer­
ra um präsent, sowohl die UdSSR als
auch die USA verfügen dort über ato­
mar bestückte Flotten und U-Boote.
Die Politik der USA in der letzten
Zeit läßt sich auch unter dem Blick­
winkel sehen, daß eine Reihe ihrer
Stützpunkte dort gefährdet sind.

Als Ausgangspunkt für unsere Betrach­
tungen mag die Stärke der US-Stüt%­
punkte auf den Azoren dienen. Dort
befindet sich auf nahezu jeder Insel
eine NATO-Base und entscheidende
US -a merikanische Häfen und Lande­
plätze. Die Luftbrücke nach Israel
während des letzten Krieges mußte
über den US-Stützpunkt Lajes geflo­
gen werden, weil damals alle euro­
päischen Länder die Landeerlaubnis
verweigert hatten. Die ZUkunft all
dieser Stützpunkte sind durch die por­
tugiesische Revolution in Frage ge­
stellt. (Dies unter anderem ist die Er­
klärung für die breite Unterstützung
der USA und der anderen NATO-län­
der für Mario Soares SP, die Portugal
in der NATO halten will und die US­

Stützpunkte garantiert).

Gefährdet sind zweifellos auch die
Stützpunkte in Spanien, deren bedeu­
te ndster die U- Boot - Bas is in Rota ist.
Es gibt nur drei solcher Stützpunkte
außerhalb der USA (eine in Schott­
land und eine auf Guam) und die Spa­
nier haben bei den letzten Verhand­
lungen um die Verlängerung der Sta­
tionierungsabkommen schon ziemli­
che Schwierigkeiten bezüglich des
Preises für die Benützung gemacht.
Ob die Abkommen nochmals verllin­
gert werden, hängt zudem von der
politischen Entwicklung nach Franeos
Tod ab.

Die Stützpunkte in Italien sind auch
nicht ungefährdet. Zur Zeit bereitet

sich eine sozialistisch/kommunistische
Aktionseinheit nach französischem
Muster auf die Regierungsübernahme
vor. Die Zukunft der Basen ist damit
zumindest aus amerikanischer Sicht
recht unsicher.

Griechenland ist dem Beispiel Frank­
reichs gefolgt und bleibt zwar poli ­
tisch in der nordatlantischen Allianz,
entzieht sich aber seinen militäri­
sehen Verpflichtungen. Die Opposi­
tion gegen die diversen Stützpunkte
aber ist deutlich im Anwachsen.

Auf Zypern sind die britischen und
die CENTO-Stützpunkte von einem
neuen Krieg zwischen den Türken und
den griechischen Zyprioten bedroht.

So bleiben jetzt nur die Türken über.
wo sich der Druck für eine grundsätz ­
liehe Neuordnung des gegenseitigen
Sicherheitsabkommens von 1969 ver­
stärkt. In diesem Sinn ist auch der
Beschluß des amerikanischen Kongres­
ses zu verstehen, die Militärhilfe ein­
zustellen.

In einem Interview mit einem hohen
türkischen Diplomaten in der Lando­
ner TIMES vom 14. Juli 1975 stellt
dieser fest, daß keine türkische Re­
gierung überleben könnte, die nicht
mindestens ein oder zwei US-Stütz­
punkte schließen würde. Zwei dieser
Basen sind Nuklearbasen: Incirlik in
der Südtürkei, die ausschließlich von
der US-Luftwaffe benützt wird, und
Murted in der Nähe von Ankara. In
Diyar Bam im östlichen Anatolien
steht ein aufwendiges Frühwarnsystem
für sowjetische Raketen. Karanursel
am Marmarameer besitzt eine riesi ­
ge Fernaufklärstation.

Die Basis Sinop am Schwarzen Meer
wird für computergesteuerte Nahauf ­
klärung verwendet. Anakara will
mehr Geld für und mehr Kontrolle
über die US-Basen und überlegt. ob
es nicht die Laufzeit für Stationie­
rungsabkommen verkürzen sollte.
Sie beträgt zur Zeit 30 Monate. Die
Beziehungen zwischen Ankara und
Washington sind auch aus diesen Grün­
den gespannt, obwohl der amerika­
nische Kongreß das Waffenembargo
gegen die Türkei teilweise wiederauf­
gehoben hat.

Wenn man all diese Umstände im
Auge behält, so könnte ein Krieg im
Nahen Osten die Lage drastisch ver­
schärfen - was umso wahrscheinli ­
eher ist, als Kissinger mit dem Ein-
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DIE ISRAELISCHE NUKLEARKRAFT

satz von Gewalt in diesem Raum ge­
droht hatte, falls etwa ein neues Öl­
embargo gegen die Industriestaaten
zustande kommen würde.

Die Gefahr einer nuklearen Ausein­
andersetzung liegt nicht nur in der
Gefahr einer Konfrontation der bei­
den Supermächte. Niemand zweifelt
heute mehr ernsthaft, daß Israel im
Besitz von Atomwaffen ist. Charles
Wakebridge stellt im MIDDLE EAST
INTERNATIONAL vom März 1975
fest, daß Israel heute wahrscheinlich
pro Jahr zwei Kilotonnen Nuklearroh ­
stoff herstellt, die in den beiden Re­
aktoren von Dimona (seit 1963) im
Negev und dem am Roten Meer her­
gestellt werden. Zwar sind bisher
keine Tests über die Brauchbarkeit
des Kernmaterials bekannt, aber ein
Indiz dafür ist, daß die Israelis ein
Angebot der USA zum Aufbau von
zivilen Kraftwerken abgelehnt haben,
weil dies zugleich bedeutet hätte,
daß alle Kernkraftwerke einer gewis­
sen Kontrolle unterstanden wären.
Wie bedrohlich die Entwicklung des
Kernmaterials in Israel ist, kann man
schon daraus ersehen, daß die USA
bisher zwar keine weiteren Kraftwer­
ke, dafür aber Raketen geliefert ha­
ben, die Nuklearsprengköpfe zu tra­
gen imstande sind: Die Lance· und die
Pershing -Raketen. Diese Lieferung
war eine entscheidende Forderung
Israels für deren Bereitschaft, das
Sinai -Abkommen zu unterzeichnen.

Auch die arabische Welt allen voran
die Ägypter, sind bestrebt, ein ato­
mares Abschreckungspotential auf die
Füße zu stellen. Auch sie finden wil­
lige Lieferanten unter den imperia­
listischen Ländern, die damit ihr Öl­
defizit zu verringern trachten.

Wie stark das Pentagon die nukleare
Stärke Israels einschätzt, zeigt sich
aus einem Interview mit(Ex-)Vertei­
digungsminister Schlesinger, der auf
die Frage, ob Israel unter dem Schutz
des amerikanischen Nuklearschirmes
stünde, am 6. Juni 1975 antwortete:
"Ich glaube, daß die USA eine Ver­
pflichtung gegenüber nicht nuklear
geschlitzten Ländern, die unter der
Drohung eines Nuklearangriffes ste­
hen, übernommen haben. " Er ver­
band diese Aussage mit den unter

Johnson abgeschlossenen Verträgen,
die Israel nicht unterzeichnet hatte:
Den Verträgen nämlich, die die Wei­
tergabe von Atomwaffen an solche
Staaten, die sie noch nicht hatten
ebenso untersagten, wie die Entwick­

lung eigener nuklearer Rüstungsgüter
durch solche Staaten, die sie noch
nicht besaßen.

ISRAELS NICHTANERKENNUNG DER
UNO -RESOLUTIONEN

Das Hauptproblem im Nahen Osten
und dieses ist auch durch die Verträ­
ge zwischen Israel und Ägypten in
keiner Weise berührt - ist das Prob­
lem der Palästinenser. Deshalb stellen

diese Verträge weder politisch noch
nuklear eine Entspannung im Nahen
Osten dar. Israel hat sich bisher ge­
weigert, die UNO-Resolution 242 und
338 zu akzeptieren. Die UNO-Resolu­
tion 242 aus dem Jahr 1967 verlangt
die Rückgabe der besetzten Gebiete
und die volle Kompensation für die
Palästinenser. Di e UNO -Resolution
338 verlangt den Frieden auf der Ba­
sis der vorher zitierten Resolution.
Die bedeutendsten Resolutionen in
diesem Zusammenhang wurden nach
dem Auftritt Jasir Arafats vor der UNO
gefaßt. Die erste dieser Resolutionen
bekräftigte das unabdingbare Recht
des palästinensischen Volkes, zu sei­
nen Häusern zurückzukehren, von de-
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nen es vertrieben worden ist. Dann
sein Recht auf seine Selbstbestimmung
ohne äußere Einmisc hung, sein Recht
auf nationale Unabhängigkeit und
volle Souveränität. In Anlehnung an
die arabische Gipfelkonferenz in Ra­
bat beschloß die UNO die Anerken­
nung der PLO als alleinige Re IXäsen­
tantin des palästinensischen Volkes.
Außerdem wurde anerkannt, daß die
Palästinenser als eine der Hau ptpar­
teien für ein Zustandekommen einer
friedlichen Lösung im Nah -Ost-Pro-

1dem zu betrachten sind. Darüberhin­
aus wurde der PLO zugestanden, an

den Sitzungen der UNO als Beobach­
ter teilzunehmen.

Die Israelis haben sich bis heute ge­
weigert, diese Resolutionen zu akze p­
tieren und in diesem Sinn zu handeln.
Sie weigern sich, sich von den Golan­
Höhen zurückzuziehen. Sie anerken­
nen die PLO nicht als Verhandlungs­
partner und verschärfen darüberhin­
aus noch die Repressionen in den be­
setzten Gebieten. Kissinger hat mehr­
fach erklärt, daß die Nichtanerken­
nung der PLO auch die Politik der
USA ist. Anstelle von Friedensbemü­
hungen in diesem Sinn setzt Israel
eine Besetzungspolitik mit zivilen Be­
siedelungen, die in letzter Zeit noch
verstärkt wurde. Zirka 50 neue Sied­
lungen sind in den besetzten Gebie­
ten entstanden, teils zivile Kibuzim
und Städte, teils paramilitärische
Nahal-Befestigungen.
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Dieses Abkommen ist in der Tat als
das Resultat von Kissingers Politik der
kleinen Schritte anzusehen, die sehr

lange gebraucht haben, um ein noch
kleineres Stückchen Wegs voranzu­
schreiten. Die Alternative - die
Genfer Friedenskonferenz - wäre
zweifellos sinnvoller gewesen. Aber
die UdSSR, die schon lange zu unent­
schlossen gegen Kissinger Politik der
kleinen Schritte a.uftreten und von den
US-Weizenlieferungen abhängig siro ,
verhielten sich sehr ruhig und drängten
in keiner Weise auf die Rückkehr nach
Genf.

Israel erhält für das Abkommen mehr,
als ursprünglich angenommen wurde.
Zuerst wurde berichtet, daß Israel
2,5 Billionen Dollar im laufenden
Fiskaljahr Juli 1975 - Juni 1976 von
den USA erhalten würden. 1,5 Bil­
lionen würden in Form von Militär­
hilfe gewährt werden, dazu kämen
eine Wirtschaftshilfe und ca. 350 Mil­
lionen zusätzliche Wirtschaftshilfe

als Inflationsausgleich für die gestie­
genen Weltmarktpreise für Erdöl. Im

September 1975 hat der amerikani­
sche Reporter Jack Anderson einen ge­
heimen Zusatz zum Abkommen pu­
bliziert, der die israelische Einkaufs­
liste enthält. Auf dieser stehen hun­
derte von Panzern und Militärtrans­
porter, Boden-Boden-Raketen, die
modernsten elektronischen Abfangwaf­
fe n und Laser -gelenkte Waffensyste­
me, wie die "smart bombs", des wei­
teren die vorhin erwähnten Lance-
und Pershing-Raketen. Die Gesamt­

kosten würden laut AVIAnON WEEK

2,2 Billionen US-Dollar für fünf bis
zehn Jahren betragen. Ägypten erhält
in diesem Jahr lediglich 650 Millio­
nen Dollar Wirtschaftshilfe. Auch in
Anbetracht dieser Zahlen ist es nicht
weiter erstaunlich, wenn die meisten
arabischen Staaten ebenso wie die
PLO und die UdSSR das Sinai-Abkom­
men als Ausverkauf ablehnen.

Eine der entscheidendsten Folgen des
Abkommens ist der Bruch der arabi­
schen Einheit. So ließ Sadat das Kai­
reer Büro der PLO, die Vereinigung
der palästinensischen Schriftsteller und
Journalisten sowie eine paliistinensi­
sche Rundfunkstation schließen. Die
Spannungen innerhalb der arabischen
Welt, zwischen der PLO und Syrien

einerseits und Ägypten andrerseits hät­
ten nicht deutlicher werden können.

DIE FRIEDENSVERHANDLUNGEN

Die Friedensabkommen mit Ägypten
sind für die Ar aber noch unvorteilha f­
ter, als Pessimisten und Skeptiker er­
wartet haben. Sie enthalten nur sehr
geringe territoriale Zugeständnisse
Israels an Ägypten, ein Teil der
Sinai -Pässe bleiben in israelischen
Händen. Das Abkommen enthält
keine Verpflichtungen für Israel be­
züglich weiterer Verhandlungen mit
Syrien und der PLO, sondern nur vage
Hinweise auf die Genfer Verhandlungs­
runde. Obwohl Kissinger und sein
neuer Bündnispartner immer wieder
andeuten, daß auch Verhandlungen
mit Syrien zu erwarten sind, wird
dies von Israelis stets offen verneint.
Ägypten ist daher aus der arabischen
Front ausgeschert und läßt die PLO,
Syrien und Jordanien in der Luft hän­
gen. Dazu kommen noch die ca. 200
US -amerikanischen Techniker, die
sämtliche Truppenbewegungen dieser
Regien kontrollieren sollen - Zivili ­
sten natürlich, wie die Zehntausen­
den Techniker in Indochina nach dem
Pariser "Friedensabkommen",

ISRAEL UND DIE PLO

Israels Politik gegenüber der PLO ist
besonders kurzsichtig. Die PLO ver­
langt zwar langfristig einen demokra ­
tischen, säkularisierten gemeinsamen
Staat, in dem Juden und Araber zu­
sammenleben können, aber ein Groß­
teil der PLO sieht dieses Ziel als
langfristig an; dieser Teil würde sich
zunächst mit der Schaffung eines pa­
lästinensischen Staates an der West ­
küste, im Gaza und mit Ostjerusalem
zufriedengeben, also auf dem Terri­
torium, das nach der UNO-Resolution
242 von Israel zurückzugeben wäre.
Die Opposition, die als "Front de Re­
fus" (Verweigerungsfront) zusammen ­
geschlossen ist und aus der PFLP und
der ALM (Arabische Befreiungsbewe­
gung) besteht, lehnt jede Verhand ­
lung mit Israel ab und fordert die so­
fortige Schaffung eines Säkularisierten,
demokratischen, paliistinensischen
Staates. Sie repräsentiert nur eine
Minderheit, die aber kontinuierlich
wächst, nicht zuletzt durch die bor­
nierte israelische Politik.

Man muß natürlich zwischen der ameri·
kani.:schen und der israelischen Politik
unterscheiden. Beides sind Formen im­
perialistischer Politik, aber die israeli-
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Welche Perspektiven?

der Basis des Sinai-Abkommens sind
nicht zu erwarten, weil es das eigent­
liche Problem des Nah-Ost-Raumes,

das Problem der Palästinenser außer
Acht läßt.

*Peggy Duff

Eine dauerhafte Regelung könnte nur
erreicht werden, wenn Israel bereit
wäre, die 1967 besetzten Gebiete zu­
rückzugeben und deren Inbesitznah ­
me durch die Palästinenser und der
FÜhrung der PLO zu gestatten. Ob­
wohl es einige Gruppen in Israel gibt,
einschließlich einer neuen parlamen­
tarischen Gruppe, die bereit wären,
diese Tatsachen zu akzeptieren, wei­
gert sich doch die Mehrheit der Israe­
lis und auch die Regierung, dies zu
tun. Das Sinai-Abkommen schwächt
dort offensichtlich die Argumente
dieser Gruppen.

und die USA. Israel hat jedenfalls
mehrfach offen seine Interventions­
bereitschaft verkündet und die Mög­
lichkeiten der USA können schon aus
der Liste ihrer Botschafter ersehen wer­
den: Botschafter Godley in Beirut war
früher Botschafter in Laos und dort
Chef des CIA. In Teheran sitzt der
berüchtigte Richard Helms, der frühe­
re CIA-Chef. Und nicht weit entfernt
in Athen finden wir den ehemaligen
US - Botschafter in Chile.

GRUNDLINIEN ZU EINEM DAUER­
HAFTEN FRIEDEN

Die Hoffnungen auf einen dauerhaften
Nah-Ost-Frieden sind also sehr gering.
Die Gefahr eines neuen Krieges viel
größer. Dauerhafte Regelungen auf

sche Politik ist einfach dumm. Sie ver­
stärkt den Widerstand in den besetzten
Gebieten und führt zu ökonomischer un
psychologischer Desintegration in Israel
selbst. Sowohl kurz- als auch lang­
fristig kann dies nur zu einem neuen
Krieg führen, da wohl kaum zu er­
warten ist, daß die arabischen Staaten
einfach auf die Existenz Israels und
der besetzten Gebiete vergessen wer­
den. In der Tat ist zu erwarten, daß
Israel neu aufgerüstet einen Präven­
tivkrieg gegen Syrien und Jordanien
beginnen wird.

Kissinger ist da viel subtiler. Er will
seine Freundschaft mit Ägypten beibe­
halten und wäre bereit, Syrien und Jor­
danien einzukaufen. Aber er ist außer­
stande, die schon zitierten UNO-Resolu­
tionen anzuerkennen, die die PLO als
einzige Repräsentantin des palästinen­
sischen Volkes ausweist. Wenn Israel
schon territoriale Zugeständnisse ma­
chen müßte, dann würde Kissinger es
vorziehen, diese an Hussein zu gewäh­
ren. Von diesem ist eher zu erwarten,
daß er das amerikanisch -israelische
Spiel mitmacht.

DIE SPANNUNGEN IM LIBANON

Die jüngsten Auseinandersetzungen
zwischen den rechten Phalangisten
und den linken Mohammedanern wur­
den ohne Zweifel von den Phalangi­
sten eröffnet, deren Kommandos in
jordanischen und möglicherweise auch
in iranischen Camps ausgebildet wer­
den und die ihre Waffen von der liba­
nesischen Armee, gerüchteweise auch
israelische Waffen bekommen.

Noch hatte Franco das Zeitliche nicht
gesegnet und war schon ein toter
Mann. Sein letztes politisches Auf­
bäumen - zusammen mit der von
ihm geschaffenen faschistischen Or­
ganisation Falange - kostete fünf
spanisch -baskische Patrioten das Le­
ben. Was als letzter Willensakt, als
Testament der Macht gelten sollte,
das Todesurteil der Fünf, war dann
der letzte Nagel auf dem Sarg des
Francismus, des greisen Tyrannen
selbst.

Portugal überwinden helfen, könnte
eine gesamtiberische Perspektive des
Sozialismus die revolutionären Be­
strebungen in Portugal stärken, wel­
che sich wiederum verstärkt auf Spa­
nien auswirken könnten - trotz alle
Verschiedenheiten hinsichtlich der
Lage und der Bedingungen beider
Länder.

Kontinuität oder Bruch, und wenn
Bruch, wie tief wird er gehen - das
ist im Augenblick die wichtigste
Frage in Spanien.

Eine Machtübernahme der Phalangisten
würde eine ernsthafte Gefährdung der
PLO bedeuten. Im Libanon selbst würde
es das 1969 zwischen der libanesischen
Regierung und der PLO abgeschlossenen
Abkommen sprengen, in welchem der
PLO das alleinige Recht auf die Führun
der libanesischen Flüchtlingslager über­
tragen wurde. Eine Aufkündigung die­
ses Abkommens, wie es die Phalangi­
sten im Sinne haben, würde das Allein­
vertretungsrecht der PLO gefährden.
Dies kam bis jetzt auf Grund des vor­
sichtigen Verhaltens der PLO und die
Drohungen Syriens nicht zum Tragen.

Es ist jedoch kaum glaubhaft, daß

Israel seine Hand nicht im Spiel ha­
ben sollte, vermutlich auch Jordanien

Zurückbleibt ein erschüttertes und
zerrissenes Spanien im Inneren, das
im Äußeren im Spannungsfeld zwi­
schen dem von einem revolutionären
Prozeß erfaßten Portugal und der von
einer ökonomischen Krise gezeichne ­
ten EG steht.

Für Portugals Zukunft ist die Frage
von entscheidender Bedeutung, wel­
chen Weg Spanien in der nächsten
Zeit einschlagen wird. Schon eine
demokratische Entwicklung im bür­
gerlichen Sinn würde für Portugal
ein gewisses Moment der Entspannung
des äußeren Drucks mit sich bringen:
noch vielmehr könnte eine revolu­
tionäre Perspektive in Spanien die
gegenwärtige Stagnationsperiode in

Juan Carlos ist von Franeo persönlich
für die Rolle des politischen Erben
auserseher. und getrimmt worden. Der
37jährige, seit 6 Jahren designierte
Nachfolger Francos hat sich die läng­
ste Zeit in der spanischen und aus­
ländischen Öffentlichkeit durch seine
außerordentlichen Talente auf ver­
schiedenen Hobbysektoren, so des
Sports, der Jägerei und der gesell­
schaftlichen Repräsentation ausge­
zeichnet und bekannt gemacht. Als
er am 23. Juli 1969 vor dem spani­
schen Ständeparlament auf die Prin­
zipien der Francoistischen Nationa­
len Bewegung den Treueeid leistete,

D{)
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führte er selbst eine Vertiefung der
Spaltung des monarchistischen Lagers
herbei. Ein Großteil dieses Lagers
stand schon immer in kritischer Di­
stanz zu Franeos Person und hielt die
Treue zum exilierten Vater Don Car­
los', zu Don Juan, dem Grafen von
Barcelona. Das ist einer der Gründe,
warum auch Monarchisten der Junta
Democratica angehören, die von der
Kommunistischen Partei Spaniens
initiiert wurde und von ihr auch poli­
tisch dominiert wird. Don Carlos ist
aber nicht nur bei Monarchisten an­
stößig und in den Augen der spani­
schen Opposition einfach die Kreatur
Francos. Er ist durch seine politische
Naivität auch bei den treuesten Fran­
co -Anhängern, den Falangisten, eine
zweifelhafte Gestalt geworden, seit­
dem er Aussprüche von sich gab, wie
z. B•• daß er "König einer Demokra ­
tie" sein möchte. Zwar will er poli­
tische Gefangene begnadigen und
Parteien wiederzulassen - ausgenom ­
men die im spanischen Volk sicher­
lich angesehenste und einflußreichste,
die KPS (PCE).

Wichtigste personelle Stütze Don Car­
los' ist Arias Navarro, der gegenwär­
tige Ministerpräsident, der vor an­
derthalb Jahren die sogenannte Poli­
tik der Öffnung (aperturismo) verkün­
dete - und es dabei bewenden lassen
mußte. Nicht nur das, er mußte das
Scheitern seines Konzepts, das eine
Öffnung zur EG, eine ökonomisch­
politische Integration ins kapitalisti­
sehe Westeuropa anstrebte und nach
Franeos Tod durchaus wieder aktuell
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werden könnte, er mußte dessen vor­
läufiges Scheitern mit der Inkraft­
setzung des Gesetzes gegen den Terro­
rismus am 27. August d.J. zur Kennt­
nis nehmen. (Das Gesetz bedeutete
faktisch den Ausnahmezustand in
ganz Spanien und gab die formal­
legitime Grundlage für die Todes­
urteile gegen die Fünf ab.) Das Ge­
spann Don Carlos-Arias Navarro
könnte in den ersten Augenblicken
des Schocks nach Bekanntwerden des
endgültigen Ablebens Franeos durch
Gesten der Versöhnung und Demokra­
tisierung des faschistischen Systems
eine Atempause gewinnen, der der
Vorbereitung und Durchführung wei­
terer Schritte dienen könnte, welche
wie gesagt, alle in die Richtung der
beschleunigten wirtschaftlichen Ein­
gliederung Spaniens in die EG und
damit einhergehender bürgerlicher
Demokratisierung in Maßen führen
sollten. Die westeuropäische Bour­
geoisie hat für eine solche Entwick­
lung bereits "redlich" Schützenhilfe
geleistet durch die nach Jahren der
touristischen Lobpreisung Spaniens
plötZliche und etwas abrupte Protest­
welle und politische Kritik, die an­
läßlich der Todesurteile geschlossen
und repräsentativ über die westeuro­
päische Medienbühne rollte.

Auch die spanische Kirche würde ih­
ren Segen zu einer solchen Entwick­
lung bereitwillig erteilen. Ihre seit
Johannes XXIII. eingeleiteten Ver­
suche, sich gegenüber den sozialen
Problemen der armen und ausgebeu­
teten Massen aufgeschlossener zu zei-

gen, wurden gerade in Spanien mit
der gröbsten Ablehnung und BrUskie­
rung durch die Politik des Regimes
bedacht. Papst Paul VI. war sehr viel
damit beschäftigt - in angemessener
Form natürlich - gegen Folterungen
an Priestern, gegen die Vollstreckung
der Todesurteile zu protestieren.
(Was ihn nicht daran hinderte,

Franeo auf dem Sterbebett in seine
persönlichen Gebete einzuschließen,
wogegen nichts zu sagen wäre, wenn
er dies auch für sich ganz persönlich
getan und vor allem behalten hätte.
Die öffentliche Mitteilung davon
war wie ein Hohn auf die Tatsache,
daß der Madrider Bischof Alberto
Iniesta erst einige Tage vorher Hals
über Kopf nach Rom fliehen mußte,
weil sein Leben unmittelbar von Re­
gimesympathisanten bedroht wurde:
er hat im Arbeitervorort Vallecas in
einer Predigt das Dekret vom 26.
August gegen Terrorismus und Sub­
version mit der Begründung abgelehnt
und seine Aufhebung gefordert, daß
es Rechtsanwälte, Journalisten und
die Staatsbürger im allgemeinen be­
drohte. )

Noch bedeutsamer ist die Haltung
und Verfassung der spanischen Armee
in der gegenwärtigen Situation. Ende
Juli d.J. wurde erstmals durch die
Verhaftung einiger Offiziere die
Existenz der UMD offiziell bekannt.
Die UMD (Union Militar Democratia),
die Demokratische Militärunion, be­
steht, wie ihr Auslandssprecher, der
im Exil lebende Hauptmann Jose
Ignacio Dominguez Martin -Sanchez
auf einer Pressekonferenz in Paris

Ende Oktober d. J. erklärte, "nur
aus Berufsoffizieren, vor allem aus
Hauptleuten und ist eine unabhängi­
ge' an keine Partei gebundene Be­
wegung". Es gehören ihr bereits über
400 organisierte Mitglieder an, die
Anzahl ihrer Sympathisanten in der
Armee ist noch viel größer. Sie hat
sich, ebenso wie die demokratische
Opposition, für den Bruch mit dem
Regime und gegen eine "Erneuerung"
des Franco-Systems ausgesprochen.
Sie verlangt, wie die Demokratische
Junta, die Bildung einer provisori­
schen Regierung, welcher demokra­
tische Offiziere und oppositionelle
Politiker angehören sollen, und die
eine Volksbefragung über die künf­
tige Staats- und Regierungsform vor­
bereiten soll. Aber auch aus anderen
Offizierskreisen läßt sich Kritik ver-



nehmen, vor allem solche an den
höchsten Rängen, denen Korruption
und Skrupellosigkeit vorgeworfen
wird. In einem der anonymen Auf­
rufe, die in der Annee zirkulieren
und auch an die Öffentlichkeit ge­
langt sind, heißt es: "Wir wollen
nicht länger ein korrum piertes und
tyrannisches Regime ertragen, das
vom Volk schon lange verachtet
wird. Unsere Geduld ist am Ende. Es
lebe Spanien! Es lebe die Armee! Es
lebe das Volk!" Die besten Traditio­
nen des MFA Portugals scheinen also
auch in Spaniens Armee Schule zu
machen, was vor einigen Jahren noch
undenkbar gewesen wäre. (Auf die für
die Armee neueste Situation anläßlich
des Spanisch-Sahara-Konflikts wer­
den wir in der nächsten Nummer der
OL ausführlich eingehen.)

Den wohl Wichtigsten politischen Fak­
tor für die zukünftige Entwicklung in
Spanien stellen die Junta Democratica
und die Plattform der demokratischen
Konvergenz dar. Der Junta Democra­
tica gehören in erster Linie die KP
Spaniens und die von ihr beeinfluß­
ten Arbeiterräte, die Cornisiones
Obreros an, welche bei den letzten
Gewerkschaftswahlen voriges Jahr
durch eine Politik des "An-den-Tag­
Tretens" und durch große Stimmen­
gewinne unter der Industriearbeiter­
schaft die vertikal organisierten
Staatsgewerkschaften stark erschüttert
haben. Neben ihnen sind Sozialisten,
Christen und Monarchisten in der Junta
vertreten. Der Plattform der demo­
kratischen Konvergenz gehören die
offizielle SP Spaniens, die Christlich­
demokratische Partei, die Carlisti­
sche Partei (die vom Vater Juan Car­
los' geführt wird!), die ORT (Revolu­
tionäre Organisation der Arbeit), zwei
marxistisch -leninistische Bewegungen
(die vor allem in den baskischen län­
dern stark sind) und die Kommuni­
stische Bewegung Spaniens an. Kei­
ner der beiden Vereinigungen ange­
schlo~en haben sich folgende Orga­
nisationen: die FRAP (entstanden aus
einer Vereinbarung zwischen der
Marxistisch -Leninistischen Partei
Spaniens, der Sozialistischen Union
Spaniens, der Gewerkschaftlichen
Arbeiteropposition, dem Demokrati­
schen Studentenbund und der Natio­
nalen Befreiungsfront Spaniens), die
ETA (die baskische Befreiungsarmee),
die Vereinigung der Parteien Gali­
ziens, die Anarchisten und die Trotz-

kisten der IV. Internationale. Diese
Gruppierungen vertreten die Position,
daß gerade jetzt, wo eine wirtschaft­
liche Krise des Landes mit der akuten
Krise des Systems zusammenfalle,
notwendig ist, dem System verschärft
Schläge zu erteilen. Dagegen geben
sich die Junta Democratia und die
Plattform der demokratischen Kon­
vergenz in ihrer jüngsten und ge­
meinsamen Er klärung Anfang Novem­
ber d. J. betont vorsichtig und ge­
mäßigt. Sie wiederholen die Forde­
rung nach "Freilassung der politischen
Gefangenen und inhaftierten Gewerk­
schaftler, die Rückkehr der Exilierten,
die wirksame Anerkennung und volle
Ausübung der individuellen Rechte
und politischen Freiheiten, die durch
internationale juristische Abkommen
festgelegt sind, insbesondere das
Recht auf freie Gewerkschaften und
politische Parteien ohne jede Aus­
nahme" etc. Sozialisten, Sozialde­
mokraten und Christdemokraten der
Plattform zögern selbst vor der Be­
fürwortung des Generalstreiks als po­
litische Waffe, die von der Junta
Democratica propagiert wird. Es ist
offensichtlich, daß beide, die Platt­
fonn mehr noch als die Junta Demo­
cratica - wobei die Zusammen­
setzung der ersten weitaus wider­
sprüchlicher ist - vor allem eines
vermeiden möchten: den Ausbruch
eines Bürgerkriegs. Ihre Taktik zielt
auf die Herstellung eines nationalen
Versöhnungsblocks (ähnlich dem
Historischen Komprorniß der KPI),
der die extreme Rechte vor der Pro­
vokation offener Kämpfe abschrek­
ken oder wenigstens, sollten sie

dennoch diesen Weg beschreiten, sie
weitgehend isolieren soll. Da die
Haltung der Armee im Falle einer
offenen Konfrontation nicht restlos
geklärt ist (die Junta Democratica
ruft die Armee zur aktiven Neutrali­
tät auf), mag diese Taktik prinzi­
piell ihre Berechtigung haben. Aller­
dings zeigt gerade Portugal äußerst
dramatisch, daß Ventile an geschlos­
senen faschistischen Systemen sich
nicht auf die Weise öffnen lassen,
wie man eine Champagnerflasche
sachgerecht dezent entkorken kann.
Sehr bald könnte diese Taktik in die
Funktion umschlagen, einen sich
elementar entwickelnden revolutio­
nären Prozeß abblocken zu helfen
und dabei in die Rolle zu geraten,
die man den Kontinuitätsvertretem

Juan Carlos und Arias Navarro nicht
gönnen wollte. Darauf deutet die
m. E. fragwürdige Haltung der KP
Spaniens hin, deren Bedeutung und
Integrität wir damit nicht in Frage
stellen wollen: In einem Interview
im Zentralorgan der PCE, Mundo
Obrero vom 3.10.1975 erklärte der
führende Funktionär der Partei,
Santiago Alvarez nach einem Auf­
enthalt in Portugal sein volles Ver­
ständnis für die Politik der 6. Provi ­
sorische Regierung unter Azevedo.
Wir sind uns durchaus des Dilemmas
bewußt, in welchem der portugiesi­
sche Prozeß wegen vorwiegend objek­
tiver Faktoren steckt. (Die wirtschaft­
liche Lage, die Spaltung des Landes
in Nord und Süd, die Zersplitterung
der Linken usf.) Nur glauben wir
nicht, daß es die richtige und über­
zeugende Art und Weise ist, Autori­
tät zu zeigen und "linksextreme
Phrasen" durch Sprengung der Radio­
anlagen abzustellen, über die sie
ausgestrahlt wurden. Das ist ein Zei­
chen der Ohnmacht und der doppel­
ten Defensive: gegenüber der Rech­
ten und gegenüber dem eigenen, an­
geblich fortschrittlichen Programm.
Gena u diese Gefahren einer Entwick­
1ung sehen wir heute in Spanien auf
Seiten der tragenden Kräfte des fort­

schrittlichen Prozesses. *
(Abgeschlo~en 8.11.1975) Z. P.
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Das ist der Grund, der uns zu dem Schluß führt, daß auch die gegenwärtige Regierung Azevedo mit ihrem Programm
eines gemäßigten, pluralistischen "Sozialismus", für dessen Durchsetzung ihr jedoch sowohl die nötige Autorität als
auch die ökonomischen Voraussetzungen fehlen, sich in absehbarer Zeit als äußerst provisorische "Lösung" der wirt­
schaftlichen, politischen und sozialen Krise Portugals erweisen wird.

Die folgende Zusammenstellung der Wichtigsten Ereignisse der letzten Wochen bekräftigt, unserer Meinung nach,
diese Einschätzung.

Die innenpolitische Situation in Portugal ist heute von einer derartigen Instabilität gekennzeichnet, daß die sich
verstärkenden Gerüchte über einen bevorstehenden Putschversuch der Rechten immer weniger auf die leichte Schul­
ter genommen werden dürfen. Diese Gefahr wächst mit den Fzfolgen der durch weiße Söldner verstärkten und mit
französischen, amerikanischen aber auch chinesischen Waffen ausgerüsteten FNLA- und UNITA-Truppen im Kampf
gegen die ftr die Selbstbestimmung der Angolesen eintretende Befreiungsbewegung MPLA.

Aber nicht nur in Angola, auch in Portugal überstürzen sich die FIeignisse. Die Regierung bemüht sich mit immer
drastischeren Methoden - sichtlich ohne Erfolg -, die wachsende Opposition innerhalb der Bevölkerung unter Kon­
trolle zu bringen. Diese manifestiert sich im neuen Aufschwung der Landbesetzungen, der offenen Befehlverweige­
rung von Einheiten des Heeres, in einer Unzahl von Demonstrationen, die von Organisationen der revolutionären
Linken - meist in Zusammenarbeit mit Arbeiter-, Bewohner- und Soldatenkomitees - organisiert werden. Sie
wiederspiegelt sich weiters im Aufbau vereinheitlichender Strukturen wie der SUV ("Vereinigte Soldaten werden
siegen") sowie von regionalen Interkommissionen und Wachsamkeitskommissionen von Soldaten und Arbeitern.

Die Krise der gegenwärtigen Regierung kommt aber nicht zuletzt in der sinkenden Mobilisierungsfähigkeit der PS
zum Ausdruck, die es deshalb nicht scheut, gemeinsam mit PPD, CDS und Monarchisten zugunsten der Regierung
Azevedo zu demonstrieren. So kam es z.B. am 25. Oktober in Lissabon zu einer Demonstration von Angola-Heim­
kehrern mit Parolen zur Unterstützung der ELP, einer immer häufiger durch Bombenallschläge in Erscheinung treten­
den faschistischen Terrororganisation.

Während wir bemüht sind, angesichts der raschen Aufeinanderfolge der Ereignisse in Portugal auf dem laufenden zu
bleiben, während wir feststellen, wie die Polarisierung innerhalb der portugiesischen Bevölkerung weiter fortschrei­
tet und den Boden bereitet für die nächste, vielleicht entscheidende Machtprobe, wird eines immer deutlicher: Es
gibt in Portugal heute nicht die Möglichkeit eines dritten, "gemäßigten" Weges.

Damit bleibt für die Zukunft Portugals nur folgende Alternative:

Entweder wird der revolutionäre Prozeß weiter vorangetrieben, werden Strukturen der Selbstverwaltung und Selbst­
verteidigung, wie sie bereits in Form von zahlreichen Arbeiter- und Soldatenkomitees existieren, verallgemeinert
und koordiniert, wird die Verbindung zwischen Soldaten und Arbeitern verstärkt. oder der Rückfall in eine autori­
täre Rechtsdiktatur ;i la Caetano ist unabwendbar.

Portugal: Wie provisorisch
ist die

Regierung Azevedo?
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1.10. Nach der Niederlage, die die öffnung der CICAP und der 12.10. Der Revolutionsrat beschließt
Regierung Azevedo in der Ablösung von Veloso zum die Heranziehung von Kriegs-
Frage der Besetzung der Rund- Ausdruck zu bringen. veteranen zum Aufbau der In-
funkstationen erlitten hat, Nachdem zehntausende von terventionsgruppe AMI, die
verbreitet die PS Gerüchte streikenden Metallarbeitern dann zum Einsatz kommen
über einen bevorstehenden acht Stunden lang das Arbeits- soll, wenn das Copcon erfolg-
Ptitschversuch der Linken. ministerium belagert haben, los blieb.
Nur wenige ihrer Anhänger werden ihre Forderungen im
leisten jedoch ihrem Aufruf wesentlichen erfüllt.
Folge, sich vor den PS -Partei-
lokalen einzufinden, um 13.10. Die "Time" veröffentlicht ein
ihre Unterstützung der 6. Re- Interview mit Azevedo:
gierung zu demonstrieren. 8.10. In der Nacht zum 9.10. "Wenn wir noch eine Woche

kommt es in Porto zu einer warten (mit der Wiederher-

Straßenschlacht zwischen stellung der Disziplin), kann

3.10. Die PS organisiert eine De- 30.000 Demonstranten der plötzlich die militärische

PPD und den Verteidigern Disziplin zusammenbrechen.
monstration zur Unterstützung

der besetzten Kaserne. Dabei Wenn unsere Armee zusa m-
der Kommandos von Amado-

werden 60 Personen verletzt, menbricht, werden wir keine
ra, von denen die Sendeanla-

zwei getötet. Armee mehr haben, dann
gen des Radio Renascenca be-

Die PC erklärt sich mit der werden wir aucü keine Macht
setzt gehalten werden.

"Gegenoffensive der Volks- mehr haben, und danach wird

kräfte" solidarisch und wer- es weder Autorität noch Regie-

tet die Aktionen der revolu- rung mehr geben.•• Wir müs-

4.10. Auf Anordnung des Militär- tionären Linken als gegen die sen mehr produzieren und ver-

kommandanten der Nordregion, Reaktion gerichtete Maßnah - kaufen und weniger konsumie-

Veloso, wird eine linke Ein- men. ren •.• ". Außerdem kündigt
Azevedo Steuererhöhungen

heit in Porto (CICAP) durch
und Maßnahmen zur Steige-

Copcon -Truppen aufgelöst.
rung der Produktivität an.

Die Soldaten der CICAP hat-
In einer Fernsehrede fordert

ten sich geweigert, der Ver- 9.10. Auf einer SUV-Demonstration Azevedo die Portugiesen zu
setzung von fünf Soldaten und in Coimbra solidarisieren "mehr Sparsamkeit und Ar-
zwei Unteroffizieren z uzu- sich mehr als 2000 Soldaten beit und weniger sterilen po-
stimmen. mit den Besetzern der Kaser- litischen Diskussionen" auf.

ne in Porto.

6.10. Als Gerüchte laut werden, daß
auch das RAL 1 von der Auf- 14.10. Die Sendeanlagen von Radio

lösung bedroht sei, demon- 10.10. An der Demonstration der PS Renascenca werden versiegelt,

strieren 100.000 in Lissabon in Porto zur Unterstützung die Copcon-Truppen ziehen

ihre Unterstützung für dieses Velosos nehmen 10.000 PS- ab. 27 militärische Einheiten

linke Regiment. Anhänger teil. der Region Lissabon und meh-

In Porto demonstrieren 2000 In Lissabon greift der Vorsitzen- rere Arheiterkommissionen

Soldaten der SUV unterstützt de der PPD, Sa Cameiro, die rufen zur Volksmobilisierung

von 30.000 Zivilisten gegen PC scharf an und fordert ihren in der Frage Radio Renascenca

die Auflösung des CICAP. Ausschluß aus der Regierung. auf.

Zum Generalstabschef der Die Besetzung der RASP-Ka-

Streitkräfte solle "eine ener- seme in Porto wird beendet.
7.10. Als es den Demonstranten gisehe Persönlichkeit" ernannt Fabiao hat den "Meuterern"

nicht gelingt, die Besetzer werden, fordert er außerdem. Straffreiheit und die Erfüllung
der CICAP-Kaserne auf ihre ihrer Forderungen (mit Aus-
Seite zu ziehen, besetzen sie nahme der Absetzung von
die Kaserne des benachbarten Veloso) zugesagt. Außerdem
Artillerieregimentes (RASP), 11.10. Auf Demonstrationen i:' den soll eine Untersuchung der
dessen Soldaten ihre Aktion Städten Torres Vedras, Cova Ursachen, die zur Auflösung
mit 384 gegen 7 Stimmen de Piedade und Barreiro for- der Einheit geführt haben,
gutheißen. 18 Regimenter dern zehntausende das Ende durchgeführt werden. Die
der Nordregion entsenden Ver- der Säuberung von Linken und Vollversammlung der CICAP-
treter, um ihre Unterstützung die Entfernung von Reaktio- Soldaten nimmt diesen von
der Forderung nach Wiederer- nären aus den Kasernen. Fabiao diktierten Kompromiß
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an, beschließt aber, 10 Tage 23.10. Radio Renascenca kann seinen von der PC Unterstützung er-
später die Entscheidung noch normalen Sendebetrieb wie- halten.
einmal zu überprüfen. der aufnehmen. Nach Konfrontationen zwi-

Die PRP IBR erklärt, daß ihr schen den Besetzern und De-
15.10. Die SUV organisiert Demon-

bewaffneter Arm, die Revo- monstranten der PS und PPD
strationen im Alentejo, wo

lutionären Brigaden (BR) im wird das Gebäude von der
die Gewerkschaft der Land-

Untergrund weiterkämpfen Armee geräumt.
arbeiter eine Wiederaufnah-

würden.
me der Landreform fordert.

Goncalves wird zum Leiter
29.10. Eine "Komission der Luftwaffe

An einer SUV-Demonstration
der Militärakademie ernannt.

für revolutionäre Wachsam-
in Evora nehmen 6000 Perso-

Etwa 100 Offiziere und Unter-
keit" warnt vor einem mög-

nen teil.
offiziere der Marine gründen

lichen Rechtsputsch im Zu-
sammenhang mit bevorstehen-

17.10. C. Gomes stellt denjenigen, in Lissabon eine "militärische
den Manövern der Luftwaffe.

die illegal Waffen besitzen, antifaschistische und antiso-
Die Marine führt umfangrei-

eine Frist von acht Tagen, zialfaschistische Front ", eine
che Luftabwehrübungen durch.

innerhalb derer sie ihre Waf- Art Gegen-SUV.
fen straffrei abliefern können. An einer Demonstration, zu 30.10. In der Nähe des Lissaboner
Die Besetzung der Artillerie- der mehr als 300 Arbeiter- Flughafens versiegeln die Sol-
kaserne in Porto wird wieder und Bewohnerkommissionen daten eines zentralen Waffen-
aufgenommen, als der Revo- sowie die Parteien PCP, MDP lagers die Lagergebäude und
lutionsrat die Strafversetzung und - in zurückhaltender proklamieren den Alarmzu-
des Anführers durchsetzen Form - LCI aufgerufen haben, stand. Damit protestieren sie
will. nehmen 30.000 teil. gegen die Disziplinierungs-

Da die SUV nicht zu dieser maßnahmen in der Armee
19.10. Im Alentejo wird erstmals ein

von der PC dominierten De- sow ie gegen die Versetzung
in ausländischem Besitz be-

monstration aufgerufen hat linker Soldaten und Offiziere.
findliches Gut besetzt.

(die PC hat im Landheer eine Eine Vollversammlung der
eigene Soldatenorganisation Tageszeitung "0 Seculo" be-

20.10. Die Organisation TUV (Ver- namens ARPE aufgebaut), schließt die Entlassung der
einigte Arbeiter werden sie- marschieren nur etwa 500 Sol- kommunistischen Leitung.
gen) tritt zum erstenmal öf- daten mit. Daraufhin wird die Druckerei
fentlieh auf. Delegierte aus vom kommunistischen Teil
ca. 50 Arbeiterkommissionen 24.10. Nach einer Reihe von Bom- der Belegschaft besetzt. Auf
sind in der TUV vertreten, benanschlägen, zu denen sich einer neuerlichen Vollver-
deren Gründung auf Initiative die faschistische ELP bekennt, sammlung wird der 57 jährige
der FUR (Front der revolutio- setzt das Copcon die Armee Druckereiarbeiter, Francisco
nären Einheit) erfolgt ist. in Alarmzustand. Lope Cardoso zum neuen Lei-
Die mit der MDP sympathisie- Dadurch wird eine für diesen ter gewählt, womit der kom-
renden Bürgermeister der Abend vorgesehene So ldaten- munistisch orientierte Teil
Städte Lissabon, Castelo- versamml ung in Porto verhin - der Belegschaft neuerlich ge-
Branca, Faro und Braganca dert. In einer kleinen Ver- gen über der Koalition aus
werden vom Innenminister sammlung beschließen die Maoisten (MRPP, FEC/ML
abgesetzt. CICAP -Soldaten di e Fortfüh- und UDP) und Sozialisten die

rung der Besetzung der RASP- Oberhand behalten haben

21.10. In Lissabon findet eine De- Kaserne. dürfte.

monstration zur Unterstützung
von Radio Renascenca statt, 25.10. Der Appell von C. Games zur

31.10. Der Revolutionsrat verfügt die
zu der auch SUV und FUR auf- Ablieferung der Waffen, der

Abrüstung tausender Soldaten.
gerufen haben. Die 50.000 mit dem 24.10. befristet war,

Von dieser Maßnahme sind
Demonstranten ziehen zu den wurde nach offiziellen Anga-

vor allem linke Einheiten be-
Sendeanlagen, wo die Ent- ben, lediglich von 6 bis 7 troffen. In zahlreichen De-
sendung einer Delegation zu Personen befolgt.

monstrationen der SUV wird
Costa Gomes und Carvalho In Porto demonstriert die PS gegen den Plan der Regierung,
beschlossen wird. Da sich gemeinsam mit PPD, CDS eine Berufsarmee aufzubauen,
Costa Games weigert, die und Monarchisten ihre Unter- protestiert.
Delegation zu empfangen, stützung für Azevedo (50.000

Carvalho sich aber als unzu- Teilnehmer) • 1.11. Die Luftbrücke, über die in
ständig erklärt, brechen die den vergangenen Wochen
Demonstranten die Siegel auf 26.10. In Faro wird der Sitz der zivi- 300.000 weiße Angolesen
und besetzen die Sendeanla- Ien Verwaltung durch Demon- nach Portugal heimgekehrt
gen. stranten der FUR besetzt, die sind, wird eingestellt.
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3.11. Antikommunistische Arbeiter
verhindern die Auslieferung
der "0 Seculo".

6.11. In Santarem werden bei Zu·
sammenstößen zwischen Land­
eigentümern, die das Büro
der Agrarreformbehörde an­
greifen und Landarbeitern
2 Personen getötet und 25 ver­
letzt.

7.11. Um fünf Uhr früh wird der
unter Arbeiterkontrolle ste­
hende Sender "Radio Renas­
cenca" auf Anordnung des
Revolutionsrates angeblich
von Fallschirmjägern in Uni­
form gesprengt.
Am selben Tag beenden
Copcon-Einheiten die Belage­
rung des Informationsministe­
riums, zu der auch "Radio
Renascenca" aufgerufen hatte,
durch linke Demonstranten,
die die Ablösung des Staats­
sekretärs Ferreira da Cunha,
wegen seiner Kontakte zu
einer faschistischen Organi­
sation fordern.

9.11. Azevedo kündigt in einer Re­
de vor zehntausenden Anhän­
gern der PS und PPD harte
Maßnahmen gegen die revo­
lutionäre Linke an. Dabei
kommt es infolge der Explo­
sion von Tränengasbomben
zu einer Panik.

10.11. Die letzten portugiesischen
Soldaten werden aus Angola
abgezogen, wo am Vortag
der Unabhängigkeit ein er­
bitterter Krieg zwischen der
MPLA und den durch weiße
Söldner verstärkten Organisa ­
tionen FNLA und UNITA im
Gange ist. Die Kämpfe kon­
zentrieren sich auf die Um­
gebung der Hauptstadt Luanda
und die KUstenregion im
Süden, wo Einheiten von
FNLA und UNITA die stra­
tegisch wichtigen Hafen­
städte Benguela und Lobito

erobert haben und nach Nor­
den, in Richtung auf Luanda,
vorzustoßen versuchen.

11.11. Der Führer der MPLA, Ago­
stinho Neto, wird in Luanda
zum Präsidenten der Volks­
republik Angola (RPA) ausge­
rufen. FNLA und UNITA er­
richten in Nova Lisboa eine

Gegenregierung.

Carvalho erklärt, an den
Sitzungen des Revolutions­
rates nicht mehr teilzuneh­
men, da sich die Regierung
nicht mit den wirklichen Pro­
blemen der Portugiesen be­
fasse.

Anläßlich der Unabhängigkeit
Angolas verschärfen sich die
Spannungen innerhalb der Re­
gierung Azevedo und des Re­
volutionsrates.

12.11. 50. 000 Bauarbeiter, die seit
dem 10. November im Streik
stehen, demonstrieren in Lis­
sabon.

Anschließend belagern sie den
Regierungspalast, in dem sich
Azevedo, Regierungsmitglie­
der und die 250 Delegierten
der verfassungsgebenden Ver­
sammlung aufhalten.

Die Arbeiter fordern den Ab­
schluß eines Kollektivvertra ­
ges mit Lohnerhöhungen zwi­
schen 20 und 45010, und die
Ablösung der Regierung M.e­
vedo durch eine neue Regie­
rung Goncalves.

In Angola wird die FA "LA
(Armee der MPLA) d'lrch
l200 Soldaten aus K [ba und
250 Frelimo-Kämpfer aus
Mocambique verstärkt (Wäh­
rend auf der Seite der FNLA­
und UNITA- Truppen Solda­
ten Zaires und Südafrikas mit­
kämpfen).

13.11. Der Regierungspalast wird vor­
übergehend durch etwa 2000
Demonstranten besetzt, die
erst durch den Einsatz von
Polizeieinheiten und Marine­
soldaten zurückgedrängt wer­
den können.

Die PC ruft die Landarbeiter
des Alentejo zum "Marsch
auf Lissabon" auf, um die
Bauarbeiter zu unterstützen
und fordert einen Machtwech­
sel zugunsten der Linken.
Soares erklärt, daß die PS
zur "Verteidigung der Demo­
kratie mit allen zur Verfü­
gung stehenden Mitteln" be-

reit sei.

Costa Gomes ruft zur Einheit
auf und warnt vor einem
"Mißbrauch der Versamm­
1ungsfreiheit ".

14.11. Die Lohnforderungen der Bau·
arbeiter werden erfüllt,
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Russel-Foundation:

Portugal - ein Appell!
Bis zu den wüsten Angriffen von außen Angesichts all dieser Angriffe muß die
und von innen im Frühjahr und Sommer Unke Europas nach Mitteln suchen,

dieses Jahres entfaltete sich die portu­
giesische Revolution auf eine einzig­
artige friedliche Weise, öffnete nach

einem halben Jahrhundert Faschismus
neue Perspektiven auf dem Gebiet von
Volksrnacht und Arbeiterkontrolle.
Diese Erfahrungen sollten sich ent­

wickeln nicht allein im Interesse des
portugiesischen Volkes, sondern im
Interesse aller Völker.

Ernsthafte Versuche, Portugal zu "ent­
stabilisieren", haben bereits auf inter­
nationaler Ebene stattgefunden. Wirt­
schaftlicher Druck wird angewendet,
einschließlich direktem totalen Boy­
kott ausländischer Investitionen, ko­
ordiniert mit Bemühungen, den portu­

giesischen Tourismus zu schädigen
und Einhebung einer politisch moti­
vierten Abgabe (Zoll?) für den portu­
giesischen Textilexport durch die EWG.
Dazu kommt eine konstante Propagan­
da, die darauf abzielt, die überwei­
sung von Geldbeträgen im Ausland ar­

beitender Portugiesen an ihre Familien
zuhause zu hemmen. Alle diese Maß­

nahmen und weitere andere, die durch
internationale Konzerne getroffen
wurden, haben eine Verschärfung der
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Por­

tugals, die immer akuter werden, zur
Folge. Dazu kommen weiters direkte
politische Drohungen seitens verant­
wortlicher Führer der NATO und Be­
weise für CIA- und andere Geheim­
dienstaktivitäten. Bewaffnete faschi ­
stische Banden beabsichtigen eine In­
tervention und werden dazu in Franco­

Spanien ausgebildet.

Von allen diesen Ereignissen und Tat­

sachen berichten die europäischen
Massenmedien in vorsätzlichen Falsch­

meldungen.
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um ihre Kräfte zu vereinigen für eine
maximale moralische, materielle
und politische Hilfe für die Entwick­
lung der portugiesischen Revolution.
Gleichzeitig muß die Solidaritätsbe­
wegung auf Befreiungsbewegungen in
den vormaligen portugiesischen Kolo­
nialgebieten ausgedehnt werden.

Diese Aufgaben erfordern eine Koor­
dination von Aktivitäten, einen Pool,

in dem sich die Hilfsquellen zusam­

menfassen' und ein Zentrum für die
Informatioll auf internationaler Ebene.
Deshalb rufen wir auf zur

Bildung eines internationalen Komitees
für Portugal (das auch: Russell-Komitee
für Portugal genannt sein könnte).

Wir laden alle, die an dieser dringen­
den Aufgabe teilnehmen wollen, ein,

sich diesem Appell anzuschließen und
uns zu helfen, diese und weitere lni­
tiativen zu entwickeln, die in seiner

Richtung gehen, ihn unterstützen.

Portugal darf kein zweites Chile wer­
den!

Dieser Appell dient als erster Schritt
zur Vorbereitung einer internationa­
len Solidaritätskonferenz und der
Gründung eines internationalen Soli­

daritätskommitees und wurden bisher
unterzeichnet von:

Portugal: LUAR, MES

Deutschland: Sozialistisches Büro
Italien: Unke in der SPI
Frankreich: PSU, LCR
England: Ken Coates

ERle" MAKOMASKI

Erste Allgemeine

l'nlali - lind Schadcns-Ve,sicherungs-Gesellschaft

Hliro- 1040 Wien, Slidtirnlerplatz 6

Telefon: 6.5 t·n 97/9R/99

Privatadresse . 1100 Wien, Alaudagasse 7/29/14

Tclef(,r. (j2 ;'4 ~102

Sc-'z" 2 .... ZeI&w'ng
....... «".CL,.SälatBä­
triigIe zw. iPMi+ttmThecrie 1ftl
SCDtegie, AktiooImxIdIe, Bmchte..
eh LiDkm intandionaL "links" iIt eine
~ fir 'Theme eh Praxis 1ftl fir
PruiIcb 'Ibeuie.

Die letzten dn:i Nummern enthal­
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JUNI '75
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D.Horster/J. Perels: Enut BIodI
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W. Müller-Jt!TItsch: Betriebll"atswahlcn
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solution wurde der Präses der ersten
Diplomprüfungskommission aufge for­
dert' bis zur Abschaffung Übergangs­
regelungen zu schaffen, insbesondere
den Prüfungsmodus zu ändern, daß
die Prüfungen völlig entschärft werden.

Wie lang der Kampf um die Abschaf­
fung von Buchhaltung und Kostenrech­
nung dauern wird, läßt sich nicht sa­
gen. Er wird auf breiter Ebene geführt;
ein Komitee, das von vielen Studen­
ten unterstützt wird, führt die Ver­
handlungen mit dem Ministerium;
wenn allerdings in absehbarer Zeit
keine nennenswerten Erfolge zu ver­
zeichnen sind, werden schärfere
Kampfschritte erwogen werden müssen.

Die Linksentwickl ung an den Hoch­
schulen, die in Österreich, wenn auch
schaumgebremst, in den letzten Jahren
durchaus deutlich spürbar war, blieb
bisher auf die Studenten beschränkt.
Das überrascht keineswegs, wenn man

sich die Mechanismen von Cliquen­
wirtschaft, Intrigenspiel und Packelei
vor Augen hält, die bereits bei der
Besetzung von Dienstposten an Univer­
sitäten und dann noch mehr bei der
Integrierung des huldvoll Angestellten
wirksam werden. Überdies ist bei je­
nen Universitätsbediensteten, die un­
ter dem Begriff "Akademischer Mittel­
bau" nicht sehr glücklich zusammen­
gefaßt werden, falsches Bewußtsein,
das sich aus dem vorigen Jahrhundert
herübergerettet hat, weitverbreitet:
Ein Assistentenposten wird als Sprung­
brett für eine höhere akademische
Karriere mit dem Endziel "0. Prof. "
angesehen; der Tüchtigste setzt sich
dabei durch; Kampf aller gegen alle,
nicht Solidarität ist die naturgegebene
Vorgangsweise.

Personal­
vertretungswahlen
an den
Universitäten

sinnlosen Fächer mit wichtigen Funk­
tionen versehen wurden: sie dienen
der indirekten Einführung des Numerus
Clausus. Im Schnitt gab es Durchfall­
quoten zwischen 40 und 80 Prozent,
"lObei die zweite Zahl den tatsächli ­
chen "Flugraten" weit eher entspre­
chen dürfte. Tatsache ist jedenfalls,
daß von jährlich 200 (in den Hörsälen
sitzenden, also "echten ") anfangen­
den Volkswirten nur etwa 60 ihr Ziel
- das Magisterium - erreichen.

Sämtliche linke Gruppen am Institut
für Wirtschaftswissenschaften haben
sich daher Anfang Oktober zu einer
Aktionseinheit zusammengeschlossen,
um die Abschaffung von Buchhaltung
und Kostenrechnung für Volkswirte,
Soziologen und Statistiker zu fordern.

Keinesfalls dUrfen wir annehmen, daß
wir hier eine zufällige Sinnlosigkeit
bekämpfen. Der Unsinn hat Methode.
Was uns in diesen beiden Fächern bei­
gebracht werden soll, ist, Techniken
zu lernen, ohne zu fragen, warum.
Es soll uns hier ein Verhalten einge­
trichtert werden, das wahrscheinlich
unserer Berufsausbildung dienen soll:
nicht über Dinge nachdenken, aber
in ihnen flexibel zu sein.

Unter diesem Aspekt wurden zwei
Resolutionen verabschiedet. Das
Bundesministerium fUr Wissenschaft
und Forschung wurde aufgefordert,
Buchhaltung und Kostenrechnung er­
satzlos zu streichen, weil die Not­
wendigkeit der Fächer für das

Studium inhaltlich nicht begründet
werden kann. In einer zweiten Re-

Kampf gegen
indirekten
Numerus Clausus

•

Um in Österreich Volkswirt, Soziolo­
ge und Statistiker werden zu können,
muß man sich je ein Semester mit
Buchhaltung und Kostenrechnung her­
umschlagen. Beide Fächer sind für
den weiteren Verlauf der Studien
völlig irrelevant, was auch vom zu­
ständigen Ordinarius und von seinen
Assistenten bestätigt wurde.

Soweit wäre die Geschichte höchst ge­
wöhnlich und hierzulande "normal".
Bemerkenswert wird sie, weil diese

Der Preis beträgt für das Inland: S 50, - (inkI. Porto)
für das Ausland:S 50, - (exkI. Porto)

Bestellkarte für ,,offensiv links"
Ich möchte gerne "offensiv links" fUr ein Jahr abonnieren
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auseinander. In der Einleitung heißt
es u. a.

"Die Personalvertretungen sind er­
starrt und inaktiv. Insbesondere beim

"wissenschaftlichen" Personal an der
Universität und Technischer Universi­
tät ist durch die totale Monopolisie­
rung durch eine Einheitsliste ein uner­

träglicher Zustand eingetreten.

jeden Montag

PROGRAMMBEGINN JEWEILS 19 UHR

KRAMPUSPARTY

Einschätzung der letzten Betriebsratswahlen
DISKUSSION MIT BETRIEBSRÄTEN DER GEWERKSCHAFT­
LICHEN EINHEIT

Filmabend: FAHRRADDIEBE - Spielfilm von Vitorio
de Sica

Was geschah, was geschieht mit dem Amerling-Haus
DISKUSSION MIT DEN BETEILIGTEN

SIGFRID MARON singt eigene Lieder

Ton- Diaschau und Referat über
DIE JÜNGSTE ENTWICKLUNG IN PORTUGAL

BOOKPOWER

AKTUELLER ABEND: Diskussion über tagespolitische
Ereignisse

ab 24.11.

21.11.

22.11.

6.12.

5.12.

29.11.

28.11.

HEINZ KOLISeH
LlEBIGGASSE 9

4321 21
1010 WIEN

Das Programm der G.A.K. U. setzt
sich in sehr scharfer Form mit der bis­
herigen Politik der Personalvertretung

Universität für Bildungswissenschatten
in Klagenfurt und der Wirtschafts uni ­
versität Wien wird derzeit noch dis­
kutiert.

c

Allenfalls ist noch ein gemeinsames
Vorgehen in Fragen möglich, die das
"Standesinteresse " direkt berühren
(Gehaltsforderungen, Dienstrecht );
Proponent ist hier der erzreaktionäre
Assistentenverband, der seine Aktivi­
täten auf eine engstirnige, ständisch­
bornierte Politik beschränkt.

In dieser Situation tritt an den Univer­
sitäten, vor allem in Wien, erstmals _--------------------------------..,
die "Gewerkschaftliche Arbeitsge-

rn einschaft kritische Universität"
(G.A.K.U.) auf, eine Gruppe fort­
schrittlicher Universitätsbediensteter ,
die derzeit noch haujisächlich aus
Assistenten und Professoren besteht,
aber auch die Organisierung der "son­
stigen" Bediensteten als eines ihrer
Hauptziele ansieht (Der Abbau ständi­
scher Grenzen erweist sich dabei
wegen Ressentiments und Vorbehalten
auf beiden Seiten als langwieriger
Prozeß). Die am 1. und 2. Dezember
stattfindenden Personalvertretungs­
wahlen sind dabei eine gute Gelegen­
heit, die Gruppe bekannt zu machen
und ihr Programm zu verbreiten.
Schließlich ist auch mit der Errei­
chung einiger Sitze zu rechnen, was
keineswegs HauptZiel einer auf Akti-
vierung der Basis und breite Demokra­
tie (in Dienststellenversammlungen,
Gewerkschaften usw. ) gerichteten
Politik ist, wohl aber eine sehr nütz-
liche Hilfsfunktion darstellt.

An der Universität und Techn. Uni­
versität in Wien wird die G.A.K.U.
beim Dienststellenausschuß für das
"wissenschaftliche" Personal mit ei­
ner eigenen Liste kandidieren, die
erstmals das Monopol der von einer
Koalition von Professoren- und Assi­
stentenverband sowie Ärztekammer
bestimmten Einheitsliste angreift.
Beim "nichtwissenschaftlichen " Per­
sonal, wo an beiden Universitäten
sozialistische und christliche Gewerk­
schafter in der Personalvertretung
sind, werden Vertreter der G. A. K. U.
auf der sozialistischen Liste kandidie­
ren. Überhaupt wird die Kandidatur
von der Fraktion sozialistischer Ge­
werkschafter in der Gewerkschaft für
Öffentlich Bedienstete unterstützt;
da in der GÖB keine anderen linken
Gewerkschaftsfraktionen existieren,
war eine solche Zusammenarbeit bei
Wahrung der Autonomie der Gruppe
(was nicht einfach ist) für die G. A.
K. U. die einzige realistische Möglich­
keit. - Die Aufstellung einer eigenen
Liste an der Universität Innsbruck, der
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Zum Bericht
über die
Spaniendemonstration
Wenn ihr in eurem Spanien -Artikel - mit
Recht - über die "organisationsegoistische
Leichenfledderei" motzt, dann solltet ihr
auch sagen, daß die Protestversammlung vor
der spanischen Botschaft eine GRM-Sache war.

So wie ihr das schreibt. schlagt ihr genau in
die Kerbe des "Organisationsegoismus ". Über­
haupt scheinen mir die Protestaktionen am
27. September unter dem Motto gestanden
zu haben "Welche Organisation macht die
'beste' Aktion" und die Mobilisierung anderer
Organisationen wurde entweder gar nicht ver­
sucht oder darauf nicht reagiert. - Das sollte
sich ändern !

Gabi

r-------------, dabei immer, Anläße zu finden, die Linke als
schuldig für diese Tendenzen hinzustellen.
Sowohl von Seiten des Staates (neues Strafge­
setz, Objektschutz. etc.) als auch von Seiten
der SP-Führung, die auf Grund der Unfähigkeit
der KPÖ immer weniger Konzessionen an die
SP-Linke machen muß, sind schon seit gerau­
mer Zeit verstärkte antikommunistische Akti­
vitäten bemerkbar. So war die Demonstration
für Kreisky nur einer von hundert möglichen
Anlässen, verstärkt gegen die Parteilinke vor­
zugehen. Es wurden beispielsweise auch ande­
re' legale Aktionsbündnisse zwischen der SP
und anderen Linken zum Anlaß für Diszipli­
nierungen genommen. Obwohl es sicherlich
falsch ist, durch nicht verständliche Aktions­
formen kurzfristig wieder die Parole von "Ruhe
und Ordnung" heraufzubeschwören, wäre es
generell verhängnisvoll. zu glauben, daß Ak-
tionen egal welche äußere Form sie annehmen
- die Ursache für die jeweilige Repression der
Rechten ist. Dementsprechend kann für die
Linke die Gefahr solcher Repressionen nicht
automatisch Handlungsunfähigkeit bedeuten.

Auch das Argument, daß die Aktionen von der
Mehrheit der Bevölkerung nicht verstanden
wurden beziehungsweise auf Ablehnung stoßen,
ist zwar berechtigt, trifft aber auf jeden
Schritt linker Politik zu. Anti kapita listische
Inhalte, wie Infragestellen der staatlichen
Autorität, des bürgerlichen Besitzes, der
Hierarchie werden unter gegenwärtigen Bedin­
gungen in Österreich nur von bestimmten
Schichten verstanden und gutgeheißen. Ver­
sucht man, seine Politik jetzt nur am Durch­
schnittsbewußtsein zu orientieren, würde sie
ihren antikapitalistischen Charakter verlieren.
Dementsprechend sollte sich das Handeln lin­
ker Gruppen eher danac hausrichten, besti mm­
te Zielgruppen der Bevölkerung anzusprechen,
und die Beurteilung linker Aktivitäten sollte
neben der Frage, ob diese Gruppen erreicht
wurden, auch die Frage nach der objektiven
Richtigkeit stellen.22.10.1975

Für eine aktive Personalvertretungspo­
litik

Gegen ständische Privilegien - Solida­
rität

Was die G. A. K. U. darunter versteht,
wird anschließend in sechs Abschnit­
ten zusammengefaßt, deren Titel wie
folgt lauten:

"Demokratie in der Wissenschaft ­
Wissenschaft für die Demokratie

Gegen versteinerte Hierarchie - Reform I
des Dienstrechtes

Soweit dort überhaupt noch Politik
gemacht wird, geschieht es unter
Ausschluß der Öffentlichkeit. Und
wie sieht diese Politik aus ( Kurzsich ­
tige Vertretung von ständischen Inte­
ressen, völliger Mangel an solidari­
schen Ansätzen mit anderen Bedien­
steten und totale Absenz grundlegen ­
der Kritik an den Zuständen in Hoch­
schule und Geselhchaft zeichnen sie
aus. Das versteht der Assistentenver ­
band, mit seinem langjährigen Vor­
sitzenden Frühwirth, einem ÖVP-Man­
datar im Bundesrat, unter "Interessen­
vertretung " . "

Solidarität mit den fortschrittlichen
Studenten

Für eine Reform der Lehre an ÖSter­
reichs Hochschulen. "

Wie ein roter Faden durch alle Punkte
zieht sich dabei die Forderung nach
gewerkschaftlicher Organisierung und
Aufbrechen ständischer Strukturen
(die z. T. auch in der Gewerkschaft
gegeben sind) zur Herst ellung der
Solidarität quer durch die Hierarchien.
Viele Universitätsbedienstete werden
mit diesen Ideen zum ersten Mal kon­
frontiert. Nur durch konsequente und
ausdauernde Basisarbeit - effizient
unterstützt und flankiert durch Tätig­
keiten in Gremien, wie den Personal­
vertretungen - werden sie eine Ver­
ankerung im Bewußtsein der Mehrheit
finden.

hh*

Es liegt uns fern uns mit fremden Federn
schmücken zu wollen.. Es war eine GRM-Sache,
an der nur zwei FÖJ-BfS-Mitglieder zufällig
beteiligt waren, Daher das redaktionelle Ver­
sehen. Wir bitten um Verzeihung.

Die Redaktion

Betrifft Stellungnahme
zur Iberia-Aktion
Bei der Kritik an Genossen Zsolt Patkas Artik­
kel ("Wer selbst im Glashaus sitzt••• ", OL 18).
der der Leitung der FÖJ -Bewegung für Sozialis­
m us vorgelegt und von ihr beschlossen wurde.
geht es uns nicht um die Begrüßung oder Ver­
urteilung der Ausschreitungen am 2. Oktober.
Wesentlicher ist für uns der Versuch einer Her­
ausarbeitung von geeigneten Kriterien. wie
linke Gruppen solche Vorfälle betrachten sol­
len.

1. Schreitet die Rechte zu verstärkten Repres­
sionen und Antikommunismus. so versucht sie

2. Eine politische Organisation sollte nicht in
den Fehler verfallen, radikale Aktionen, auch
wenn sie sie für falsch hält, nicht politisch,
sondern psychologisch zu beurteilen, zu gut
sollten wir solche Praktiken von den KPen
kennen. In dieselbe Kerbe schlägt die zweite
Überlegung in Patkas Artikel: Linke Politik
sollte von ihren dahinterstehenden Konzeptio­
nen beurteilt werden. und nicht im Zusammen­
hang einer Agententheorie, auf die die po li ­
7.eistrategischen Betrachtungen hinauslaufen.

Gerade im Falle der Spaniendemonstration
gibt es handfeste politische Gründe für direk­
tere Handlungen, die symbolisch über die
begrenzten Ausdrucksmöglichkeiten von fried­
lichen Demonstrationen hinausgehen. Nach
dreißigjährigem Schweigen haben sämtliche
gesellschaftlich relevanten Kräfte von der
Christdemokratie bis zur Sozialdemokratie
plötzlich ihre antifaschistische Gesinnung im
Zusammenhang mit Spanien entdeckt. Was
dahintersteckt, ist die "Gefahr" einer Links­
entWicklung in Spanien ähnlic h wie Portugal,

sollte das faschistische Regime nicht bald
durch ein bürgerlich-demokratisches, abge­
löst werden. Diesen Rahmen wollten die Demon
stranten vor der Iberia sprengen, sicherlich
jedoch auf eine zu spontane und unkontrollierte

Art.
Kurt Langbein
Hans Steiner
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. räge zur theorie
str . der linken

Redaktionskollektiv Hochschulgruppe:

THESEN ZUR HOCHSCHULPOLITIK

1. Zur Strategie an den Hochschulen
2. Welche Funktion kommt der Wissenschaft

im Kapitalismus zu?
3. Universität und Ausbildung

Diskussion zur Organisationsfrage

Zur Geschichte der FÖJ - Bewegung f. Sozialismus

Zu beziehen im Sekretariat der Organisation:

1040 Wien, Belvederegasse 10.

Nr.1 soeben erschienen !
Interviews mit Vertretern von MES. FSP. LUAR
Entwicklung des MFA
Politische Parteien in Portugal
Die Lügen um "Republica"

Bestellungen an das Sekretariat der Organisation
A-1040 Wien, Belvederegasse 10

Die Organisationen - Arbeitsgemeinschaft für Gewerkschaftliche Einheit, FÖJ - Bewegung für Sozialismus, Freiden­
ker-Bund, Verband Marxistischer Arbeiterjugend - haben in gemeinsamer Arbeit im "KOMITEE FÜR STRAFFREIE
ABTREIBUNG" eine Broschüre zusammengestellt.

•Meinungen. Argumente. Stellungnahmen zur Abtreibungslragt

Freie Entscheidung
für die Frau ­

weder Gebär· noch
AbtnMbungs~!

Nie mehr vor den Richter·
unbefristete

Freigabe der Abtreibung!

Verhütungsmittel und
Abtreibung

auf Kassenkosten !

Die Broschüre hat folgenden Inhalt:

Schwangerschaftsabbruch - ein
Problem der Gesellschaft I Sozial­
demokratie und Abtreibungsfrage I
Die Kirche als ein Hauptfeind der
Fristenlösung / Also sprachen die
Bischöfe I Die Geschichte der Ab­
treibung / Die Abtreibungsfrage in
den kapitalistischen Staaten I ...
und in den Oststaaten ? I Familien­
planung in Ungarn / Wer wagt,
verliert.

Zu beziehen bei den jeweiligen
Organisationen bzw. im Sekreta­
riat der FÖJ - Bewegung für Sozia­
lismus: 1040 Wien, Belvederegasse
10. Telefon: 651952.
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